












Einführung 5

Einführung

Seit der letzten Aktualisierung im Feb-
ruar 2014 hat die Frage der Integration 
von Asylsuchenden und Flüchtlingen1 
in den deutschen Arbeitsmarkt eine un-
geahnte Bedeutung gewonnen. Die ver-
mutlich höchste Zahl neu eingereister 
Asylsuchender in 2015, von denen viele 
voraussichtlich dauerha� in Deutschland 
leben werden und eine reale Chance zur 
Teilhabe am Arbeitsmarkt benötigen, hat 
die Arbeitsmarktintegration zu einem 
Topthema der Tagespolitik gemacht.

Gleichzeitig hat sich die Zahl der Ak-
teure, die sich die Arbeitsmarktintegra-
tion von Flüchtlingen zum Ziel setzen, 
vervielfacht. Neu gescha�ene Strukturen, 
diverse, zum Teil konkurrierende Qua-
li�zierungsmaßnahmen und viele �an-
kierende Aktivitäten machen aus dem 
�emenfeld »Arbeitsmarkt und Flücht-
linge« ein zuweilen kaum mehr zu durch-
schauendes Beziehungsge�echt. Gab es 
bis 2015 nur eine große Projektlinie � die 
aus dem Europäischen Sozialfonds (ESF) 
�nanzierten Arbeitsmarktprogramme für 
Asylsuchende, Geduldete und schutzbe-
rechtigte Flüchtlinge (heute: ESF-Hand-
lungsschwerpunkt IvAF mit annähernd 
360 Teilprojektträgern) �, sind nunmehr 
verschiedene ESF-Programme (z. B. In-
tegration durch Quali�zierung) mit Teil-
aspekten des �emenfeldes befasst und 
sowohl auf Bundes- wie auf Landesebene 
viele neue Akteure (z. B. Willkommens-

1	 Zur Verwendung des Begri�s »Flüchtling« siehe 
den nachfolgenden Abschnitt »Um wen geht es 
in dieser Broschüre?«.

lotsinnen und -lotsen, KAUSA Service-
stellen, JMD2start) hinzugekommen. 

Auch die rechtlichen Rahmenbedin-
gungen des Arbeitsmarktzugangs haben 
sich erheblich verändert: Im Kontext des 
sogenannten »erneuten Asylkompromis-
ses« in 20142 kam es einerseits zu einer 
Erweiterung der Liste der sogenannten 
sicheren Herkun�sstaaten um Serbien, 
Bosnien-Herzegowina und Mazedonien3, 
andererseits wurde das absolute Arbeits-
verbot für Asylsuchende sowie für Per-
sonen mit einer Duldung von neun auf 
drei Monate gesenkt. Daneben wurden 
Verbesserungen im Hinblick etwa auf die 
räumliche Beschränkung eingeführt.4 

Durch das Asylverfahrensbeschleuni-
gungsgesetz im Herbst 2015 (sogenann-
tes Asylpaket I)5 wiederum, wurden u. a. 
neu einreisende Asylsuchende aus den 

2	 Bei dem ersten »Asylkompromiss« 1992/93 wur-
den � ebenfalls nach einem erheblichen Anstieg 
der Asylsuchendenzahlen � durch eine sehr um-
strittene Grundgesetzänderung das Prinzip der 
»sicheren Herkun�sstaaten« und der »sicheren 
Drittstaaten« (als Vorläufer der Dublin-Verord-
nungen) sowie das Flughafenverfahren in das 
Asylrecht eingeführt.

3	 Gesetz zur Einstufung weiterer Staaten als si-
chere Herkun�sstaaten und zur Erleichterung 
des Arbeitsmarktzugangs für Asylbewerber und 
geduldete Ausländer, Bundestags-Drucksache 
18/1528; Protokollerklärung der Bundesregie-
rung vom 19.9.2015 zu TOP 5, Bundesrat Ple
narprotokoll 925, Anlage 4, S. 289. 

4	 Durch das Rechtsstellungsverbesserungsgesetz 
vom 23.12.2014, BGBl. I, Nr. 64, S. 2439 �. und 
die ˜nderung in der Beschä�igungsverordnung 
(BGBl. I, Nr. 50 vom 10.11.2014, Art. 2). 

5	 Asylverfahrensbeschleunigungsgesetz vom 20. 
Oktober 2015, BGBl. I, Nr. 40, S. 1722 �.; vgl. auch 
Michael Kalkmann, Wichtige Neuregelungen 
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Teil I: Der ausländerrechtliche Rahmen des 
Arbeitsmarktzugangs

In diesem Kapitel werden die Vorgaben 
des europäischen und des nationalen 
Rechts für den Arbeitsmarktzugang er-
läutert, wobei nach den oben genannten 
Personengruppen di�erenziert wird. Für 
die jeweilige Gruppe werden die Voraus-
setzungen für die Ausübung unselbst-
ständiger und selbstständiger Tätigkeiten 
sowie weitere rechtliche Bestimmungen 
beschrieben. Den Ausgangspunkt bilden 
dabei die Bedingungen des Arbeitsmarkt-
zugangs für Asylsuchende. Um Wieder-
holungen zu vermeiden, wird in den dar-
au�olgenden Abschnitten Bezug auf diese 
Ausführungen genommen, falls Gemein-
samkeiten zu den anderen Personengrup-
pen bestehen.

1.  A R B E I T S M A R K T Z U G A N G 
F Ü R  A S Y L S U C H E N D E

1.1	 Nichtselbstständige 
Erwerbstätigkeit

Asylsuchende benötigen für jede Form 
von unselbstständiger Erwerbstätigkeit 
(Beschä�igung) eine Beschä�igungser-
laubnis.

Zur De�nition des Begri�s »Beschä�i-
gung« wird im Aufenthaltsgesetz auf § 7 
SGB IV, also auf das Sozialversicherungs-
recht verwiesen (§ 2 Abs. 2 AufenthG). 
Nach § 7 Abs. 1 SGB IV ist Beschä�igung 
die nicht-selbstständige Arbeit, insbeson-

dere in einem Arbeitsverhältnis. Anhalts-
punkte für eine Beschä�igung sind eine 
Tätigkeit nach Weisungen und eine Ein-
gliederung in die Arbeitsorganisation der 
Weisungsgebenden. Als Beschä�igung 
gilt nach § 7 Abs. 2 SGB IV auch der Er-
werb beru�icher Kenntnisse, Fertigkeiten 
oder Erfahrungen im Rahmen betrieb-
licher Berufsbildung. Hierzu gehören 
alle Tätigkeiten, die zumindest einem 
der in § 7 Abs. 2 SGB IV genannten Zie-
le dienen, auch wenn die entsprechende 
Bildungsmaßnahme nicht den Vorgaben 
des Berufsbildungsrechts und einem dort 
geordneten Ausbildungsgang entspre-
chen.13 Damit stellen auch Maßnahmen 
zur Berufs�ndung, Berufsvorbereitung, 
Arbeitserprobung, zur beru�ichen An-
passung und zur Förderung der Erwerbs- 
und Berufstätigkeit, selbst wenn sie nicht 
unmittelbar zu einer Berufstätigkeit füh-
ren, eine Beschä�igung dar.14

Also ist auch für betriebliche Be-
rufsausbildungen und Einstiegsqua-
li�zierungen, für einen gesetzlichen 
Freiwilligendienst (Freiwilliges Soziales 
Jahr, Bundesfreiwilligendienst etc.) und 

13	 Kasseler Kommentar zum Sozialversicherungs-
recht � Seewald (April 2012), § 7 SGB IV, Rn. 147; 
Funke-Kaiser in Gemeinscha�skommentar zum 
Aufenthaltsgesetz (Loseblattwerk), Stand: Juni 
2017, § 2 AufenthG, Rn. 40�41; Kommentar 
zum Sozialrecht, Kreikebohm/Spellbrink/Wal-
termann (Hrsg.) � Berchtold (2. Au�. 2011), § 7 
SGB IV, Rn. 75�77. 

14	 Vgl. Kreikebohm/Spellbrink/Waltermann, a. a. O. 
(Fn. 13), § 7 SGB IV, Rn. 77.
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1.1.1	 Absolutes Arbeitsverbot in den 
ersten drei Monaten 

Die novellierte EU-Aufnahmerichtlinie18 
bestimmt in Art. 15 Abs. 1, dass die Mit-
gliedstaaten den Arbeitsmarktzugang für 
Asylsuchende maximal für die Dauer von 
neun Monaten nach der Asylantragstel-
lung vollständig ausschließen können. 
Die Mitgliedstaaten können bestimmen, 
unter welchen Voraussetzungen Asylsu-
chenden anschließend Zugang zum Ar-
beitsmarkt gewährt wird, wobei sie aber 
gleichzeitig für einen e�ektiven Arbeits-
marktzugang sorgen müssen (Art. 15 
Abs. 2).

Diese Bestimmung war zunächst auch 
in Deutschland übernommen worden, im 
Herbst 2014 wurde die Wartezeit für den 
Arbeitsmarktzugang von Asylsuchenden 
auf drei Monate gesenkt: Seit November 
201419 kann Asylsuchenden, die sich seit 
drei Monaten gestattet in Deutschland 
au�alten, eine Beschä�igungserlaubnis 
erteilt werden. Durch die Neufassung 
des § 55 Abs. 1 S. 1 AsylG wurde klarge-
stellt, dass sich Asylsuchende sowohl mit 
einer Aufenthaltsgestattung also auch 
mit einem Ankun�snachweis »gestat-
tet« in Deutschland be�nden. Besaßen 
Asylsuchende vorher eine Duldung oder 
einen Aufenthaltstitel, wird dies auf die 
Dreimonatsfrist angerechnet (§ 61 Abs. 2 
S. 2 AsylG). Der Ankun�snachweis bzw. 
die Aufenthaltsgestattung soll in diesem 

18	 Richtlinie 2013/33/EU vom 26. Juni 2013 zur 
Festlegung von Normen für die Aufnahme von 
Personen, die internationalen Schutz beantra-
gen, ABl. L 180/96 vom 29.6.2013, abru�ar auf 
asyl.net unter Gesetzestexte/Sozialrecht.

19	 Vgl. Rechtsstellungsverbesserungsgesetz vom 
23.12.2014, a. a. O. (Fn. 4). 

Zeitraum mit der Nebenbestimmung 
»Erwerbstätigkeit nicht gestattet« verse-
hen werden.20

1.1.2	 Beschäftigung bei Voraufenthalt 
zwischen drei Monaten und vier Jahren

Nach dem Ablauf der dreimonatigen 
»Wartezeit« sind Asylsuchende nicht 
mehr generell vom Arbeitsmarkt ausge-
schlossen. Seit den ˜nderungen durch 
das »Asylpaket I« kann aber zwei Grup-
pen von Asylsuchenden generell keine 
Beschä�igungserlaubnis erteilt werden:

Das sind zum einen Asylsuchende, die 
(noch) in einer Erstaufnahmeeinrich-
tung wohnen.

Die Verp�ichtung, in einer Erstaufnah-
meeinrichtung zu wohnen, kann generell 
maximal für sechs Monate bestehen 
(§ 47 Abs. 1 AsylG). Für Asylsuchende aus 
den sogenannten sicheren Herkun�sstaa-
ten kann sie jedoch zeitlich unbegrenzt 
sein (§ 47 Abs. 1a AsylG). Als sogenannte 
sichere Herkun�sstaaten gelten seit dem 
»Asylpaket I« neben Ghana und Senegal, 
Bosnien, Mazedonien und Serbien auch 
Albanien, Kosovo und Montenegro (An-
lage II zu § 29a AsylG). Alle anderen Län-
der sind keine sicheren Herkun�sstaaten, 
auch Algerien, Marokko und Tunesien 
nicht.21

20	 AVwV zum AufenthG, a. a. O. (Fn. 17), 4.3.1.1. 
Zur Einordnung dieses Vermerks als Nebenbe-
stimmung vgl. Künte/Knödler, »Die Beschäf-
tigungserlaubnis für ausländische Arbeitneh-
mer als Nebenbestimmung zu Aufenthaltstitel, 
Aufenthaltsgestattung und Duldung«, NVwZ 
21/2010, 1328 �.

21	 Ein entsprechender Gesetzentwurf hat im Bun-
desrat keine Mehrheit gefunden, Bundesrats-
Drucksache 68/16 vom 18.3.2016. 
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In der Praxis wird die Aufenthaltsge-
stattung teilweise mit der Nebenbestim-
mung »Beschä�igung allgemein erlaubt« 
o. ̃ . versehen. In diesen Fällen liegt dann 
eine Beschä�igungserlaubnis für jede Art 
von Beschä�igung vor. Ist diese Nebenbe-
stimmung nicht eingetragen, muss wei-
terhin für jedes konkrete Beschä�igungs-
angebot eine Beschä�igungserlaubnis be-
antragt werden. 

Damit haben Asylsuchende nach vier 
Jahren grundsätzlich Zugang zu jeder Art 
von nicht selbstständiger Beschä�igung. 
Allerdings steht dies unter dem Vorbe-
halt, dass die Ausländerbehörde die Be-
schä�igungserlaubnis im Rahmen ihrer 
Ermessensausübung weiterhin versagen 
kann (siehe hierzu den nachfolgenden 
Abschnitt I.1.1.4).

1.1.4	 Ermessensentscheidung 

Die Erteilung der Beschä�igungserlaub-
nis für Asylsuchende steht � unabhängig 
von der Dauer des Aufenthalts � immer 
im Ermessen der Ausländerbehörde. Im 
Asylgesetz heißt es nämlich, dass Asyl-
suchenden die Ausübung einer Beschäf-
tigung erlaubt werden »kann«. Die Aus-
länderbehörde kann also die Beschä�i-
gungserlaubnis auch verweigern, selbst 
wenn die Asylsuchenden alle sonstigen 
Voraussetzungen für die Aufnahme einer 
Erwerbstätigkeit erfüllen. Da seit 2016 
Ausländerbehörden erheblich vermehrt 
die Erteilung der Beschä�igungserlaub-
nis im Rahmen dieses Ermessens ableh-
nen, gewinnt die Frage, welche Regelun-
gen bei der Ermessensausübung beachtet 
werden müssen, große praktische Bedeu-
tung:

Grundsätzlich gilt, dass mit der Versa-
gung der Erlaubnis nur aufenthalts- und 
asylrechtliche relevante Zwecke verfolgt 
werden dürfen; es müssen ö�entliche In-
teressen geschützt werden, die durch die 
»Anwesenheit des Ausländers« nachteilig 
berührt werden könnten.55 

Grundsätzlich gilt aber auch, dass bei 
Ermessensentscheidungen nach § 61 
Abs. 2 AsylG der Verhältnismäßig-
keitsgrundsatz und das höherrangige 
Recht � wie der verfassungsrechtliche 
Gleichheitsgrundsatz und die EU-Auf-
nahmerichtlinie � berücksichtigt werden 
müssen.56

Vor diesem Hintergrund stellt sich die 
Frage, welche Gesichtspunkte die Aus-
länderbehörde im Rahmen der Ermes-
sensentscheidung überhaupt berücksich-
tigen darf.

a. »Migrationspolitische« Erwägungen 

Manche Ausländerbehörden begründen 
die Versagung der Beschä�igungserlaub-
nis damit, dass dadurch eine Aufent-
haltsverfestigung verhindert bzw. die Er-
füllung einer möglichen Ausreisep�icht 
erleichtert oder andere Ausländerinnen 

55	 Schröder in Hofmann, a. a. O. (Fn. 30), § 61 
AsylG, Rn. 9 m. w. N.

56	 Bzgl. der EU-Aufnahmerichtlinie: Hailbron-
ner, Kommentar Ausländerrecht (Loseblatt-
werk), Ordner 4 Asylrecht, Arbeits-/Sozialrecht, 
EU-Recht, Stand: Dezember 2016, § 61 AsylG, 
Rn. 22; Schröder in Hofmann, a. a. O. (Fn. 30), 
§ 61 AsylG, Rn. 9; VGH Bayern, Beschluss vom 
21.4.2017, a. a. O. (Fn. 29), Rn. 16, wonach die 
Verwaltungsbehörde der nationalen Regelung 
richtlinienkonform anzuwenden hat; bzgl. des 
Gleichheitsgrundsatzes vgl. u. a. VG München, 
Urteil vom 3.2.2016 � M 9 K 15.3496 � (juris). 
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länderbehörde verp�ichten, bis zum be-
standskrä�igen Abschluss des Verfahrens 
eine Beschä�igungserlaubnis zu erteilen, 
da dies auch bei o�enem Ermessen mög-
lich ist.82

1.2	 Selbstständige Erwerbstätigkeit

Die Aufnahme einer selbstständigen Er-
werbstätigkeit ist Asylsuchenden nicht 
gestattet (vgl. § 21 Abs. 6 AufenthG).83 

1.3	 Sonstige Rahmenbedingungen

Neben der Frage der Beschä�igungser-
laubnis können auch die folgenden Fak-
toren einen Ein�uss auf die Integration in 
den Arbeitsmarkt haben:

Die Wohnsitzau�age, die Asylsuchen-
de verp�ichtet, an einem ihnen zugewie-
senen Ort zu wohnen (§ 60 Abs. 2 AsylG), 
beschränkt den Aktionsradius für die 
Arbeitsuche erheblich. Eine Wohnsitz-
au�age wird, wenn Asylsuchende die 
Erstaufnahmeeinrichtung verlassen ha-
ben, regelmäßig angeordnet, wenn sie 
zur Sicherung des Lebensunterhalts auf 
Sozialleistungen angewiesen sind  (§ 60 
Abs. 1 S. 1 AsylG). Grundsätzlich gilt der 
Lebensunterhalt bereits dann als nicht ge-
sichert, wenn ein Anspruch auf Sozialleis-
tungen besteht, nicht erst dann, wenn sie 
tatsächlich gewährt werden (§ 60 Abs. 1 
S. 1 AsylG, § 2 Abs. 2 AufenthG).84 

82	 VG Karlsruhe, Beschluss vom 29.9.2016, a. a. O. 
(Fn. 42), Rn.17. 

83	 Schröder in Hofmann, a. a. O. (Fn. 30), § 61 
AsylG, Rn. 7.

84	 AVwV zum AufenthG, a. a. O. (Fn. 17), 2.3.1.2.

Von der Wohnsitzau�age zu unter-
scheiden ist die räumliche Beschrän-
kung nach § 56 AsylG, die auch als »Re-
sidenzp�icht« bezeichnet wird und die 
Bewegungsfreiheit von Asylsuchenden 
erheblich einschränkt. Residenzp�icht 
bedeutet, dass Asylsuchende einen be-
stimmten räumlichen Bereich � etwa den 
Landkreis � nur mit einer behördlichen 
Genehmigung verlassen dürfen. Dies gilt 
in der Regel aber nur, solange sich Asyl-
suchende in einer Erstaufnahmeeinrich-
tung au�alten müssen. 

Wie bereits dargestellt (vgl. I 1.1.2) 
kann diese Verp�ichtung generell ma-
ximal für sechs Monate bestehen; für 
Asylsuchende aus den sogenannten siche-
ren Herkun�sstaaten kann sie aber auch 
zeitlich unbegrenzt gelten (§ 47 Abs. 1, 1 a 
AsylG). Außerdem können seit Inkra�tre-
ten des Gesetzes zur besseren Durchset-
zung der Ausreisep�icht85 die einzelnen 
Bundesländer kün�ig unter bestimmten 
Voraussetzungen für eine Dauer von zwei 
Jahren einen längeren Verbleib vorsehen 
(§ 47 Abs. 1b S. 1 AsylG). 

Sind Asylsuchende verp�ichtet, in ei-
ner Erstaufnahmeeinrichtung zu woh-
nen, ist ihr Aufenthalt räumlich auf den 
Bezirk der Ausländerbehörde beschränkt, 
in dem die Einrichtung liegt (§ 56 Abs. 1 
AsylG). Auch für kurzfristige Reisen 
in andere Landesteile müssen sie dann 
eine Erlaubnis des BAMF einholen (§ 57 
AsylG).

Wenn Asylsuchende nicht mehr in der 
Erstaufnahmeeinrichtung wohnen und 
sie seit drei Monaten gestattet, geduldet 
oder erlaubt in Deutschland leben, gilt die 

85	 Gesetz zur besseren Durchsetzung der Ausreise-
p�icht vom 20.7.2017, a. a. O. (Fn. 9). 
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Nach dem Wortlaut von § 25 Abs. 1 
und Abs. 2 AufenthG berechtigen die-
se Formen der Aufenthaltserlaubnis zur 
Ausübung einer Erwerbstätigkeit. Sie sind 
mit der Nebenbestimmung »Erwerbstä-
tigkeit gestattet« o. ̃ . zu versehen.90 Da-
mit ist jede Form der nichtselbstständigen 
Arbeit (Beschä�igung) ebenso erlaubt 
wie die selbstständige Erwerbstätigkeit. 
Die Erteilung einer Beschä�igungser-
laubnis durch die Ausländerbehörde für 
ein bestimmtes Beschä�igungsverhältnis 
ist daher nicht erforderlich, wenn diese 
Nebenbestimmung eingetragen ist.

Bei den sonstigen aus völkerrecht-
lichen, humanitären oder politischen 
Gründen erteilten Aufenthaltserlaubnis-
sen ist die Erwerbstätigkeit noch bei der 
Aufenthaltserlaubnis nach § 23 Abs. 2 und 
Abs. 4 AufenthG sowie nach den §§ 25a 
und b AufenthG unmittelbar durch den 
Gesetzeswortlaut gestattet. Dies betri� 
Personengruppen, denen z. B. im Rahmen 
eines Aufnahmeprogramms für Flücht-
linge aus Krisengebieten eine sogenannte 
Aufnahmezusage erteilt wurde und »gut 
integrierte« Jugendliche und Erwachsene.

2.2	 Sonstige Rahmenbedingungen

Seit dem Inkra�treten des Integrationsge-
setzes im August 2016 gilt u. a. für Asyl-
berechtigte und für international Schutz-
berechtigte die Wohnsitzregelung nach 
§ 12a AufenthG, die ihrer »Förderung 
einer nachhaltigen Integration in die 
Lebensverhältnisse der Bundesrepublik 
Deutschland« dienen soll. 

90	 AVwV zum AufenthG, a. a. O. (Fn. 17), 4.2.1.1.

Durch die Neuregelung müssen Asyl-
berechtigte bzw. international Schutzbe-
rechtigte in den ersten drei Jahren ab der 
Anerkennung in dem Bundesland woh-
nen, dem sie während des Asylverfahrens 
zugewiesen worden sind (§ 12 a Abs. 1 
S. 1 AufenthG). Darüber hinaus kann die 
Ausländerbehörde unter bestimmten Vo-
raussetzungen anordnen, dass innerhalb 
des Bundeslands an einem bestimmten 
Ort gewohnt werden muss oder nicht 
gewohnt werden darf (§ 12 a Abs. 2�4 
AufenthG). Eine Wohnsitzzuweisung 
innerhalb eines Bundeslands ist jedoch 
ermessensfehlerha� und damit rechts-
widrig, wenn die Ausländerbehörde nicht 
begründet, warum die Integration am zu-
gewiesenen Wohnort besser gelingen soll 
als an anderen Orten.91

Die neue Wohnsitzregelung in § 12a 
AufenthG gilt für Personen, die zwischen 
dem 1. Januar 2016 und dem 6. August 
2019 als Asylberechtigte bzw. als internati-
onal Schutzberechtigte anerkannt wurden 
oder werden (§ 12 a Abs. 7 AufenthG).92

Die Wohnsitzverp�ichtung gilt nicht, 
wenn Asylberechtigte bzw. international 
Schutzberechtigte, deren (Ehe-)Partne-
rinnen und Partner oder minderjährige 
Kinder eine sozialversicherungsp�ich-
tige Beschä�igung mit einem Umfang 
von mindestens 15 Wochenstunden und 
einem Gehalt, das dem SGB II Regelsatz 
und den Bedarfen von Unterkun� und 
Heizung (§§ 20, 22 SGB II)93 entspricht, 
eine Berufsausbildung oder ein Studium 

91	 VG Arnsberg, Beschluss vom 09.02.2017 � 9 L 
5/17 � asyl.net: M24678, Asylmagazin 3/2017. 

92	 Integrationsgesetz vom 31.7.2016, a. a. O. (Fn. 6), 
Art. 8 Abs. 5.

93	 Nach dem Erlass des Niedersächsischen Minis-
teriums des Innern und Sport vom 7.11.2016 � 
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von Stra�aten notwendig ist. Dabei sind 
Art. 26 der Genfer Flüchtlingskonvention 
und Art. 33 der Quali�kationsrichtlinie 
zu berücksichtigen, wonach internatio-
nal Schutzberechtigten die gleiche Bewe-
gungsfreiheit zu gewähren ist wie ande-
ren Drittstaatsangehörigen.99

Die Geltungsdauer der Aufenthalts-
erlaubnis für anerkannte Asylberechtigte 
und GFK-Flüchtlinge beträgt drei Jah-
re (§ 26 Abs. 1 S. 2 AufenthG), subsidiär 
Schutzberechtigten wird die Aufenthalts-
erlaubnis für ein Jahr erteilt und bei ei-
ner Verlängerung für zwei weitere Jahre 
(§ 26 Abs. 1 S. 3 AufenthG). Weitere, den 
Arbeitsmarktzugang berührende Neben-
bestimmungen gibt es bei anerkannten 
Asylberechtigten, GFK-Flüchtlingen und 
subsidiär Schutzberechtigten nicht.

99	 Müller in Hofmann, a. a. O. (Fn. 30), § 12 
AufenthG, Rn. 15�. 

3.  A R B E I T S M A R K T Z U G A N G 
F Ü R  A N D E R W E I T I G 
� N AT I O N A L �  S C H U T Z �
B E R E C H T I G T E 

Personen, bei denen ein Abschiebungs-
verbot nach § 60 Abs. 5 oder Abs. 7 
AufenthG vorliegt, können als ander-
weitig oder national Schutzberechtigte 
bezeichnet werden (in Abgrenzung zu 
den international Schutzberechtigten, 
deren Rechtsstellung sich seit der Umset-
zung der Neufassung der Quali�kations-
richtlinie am 1.�Dezember�2013 aus dem 
EU‑Recht ergibt).100 Anderweitig Schutz-
berechtigte erhalten eine Aufenthaltser-
laubnis nach § 25 Abs. 3 AufenthG.

3.1	 Nichtselbstständige 
Erwerbstätigkeit

Mit dem Inkra�treten der Beschä�i-
gungsverordnung am 1.� Juli� 2013 wurde 
der Arbeitsmarktzugang von Personen 
mit einer Aufenthaltserlaubnis nach § 25 
Abs. 3 AufenthG deutlich verbessert: 
Seither muss die BA der Erteilung einer 
Beschä�igungserlaubnis für jede Art von 
Beschä�igung nicht mehr zustimmen 
(§ 31 BeschV).

In der Praxis wird die Aufenthaltser-
laubnis nach § 25 Abs. 3 AufenthG häu�g 
mit der Nebenbestimmung »Beschä�i-
gung allgemein erlaubt« o. ä. versehen; 
damit liegt eine Beschä�igungserlaubnis 
für jede Art von Beschä�igung vor,  eine 

100	 Zu den Einzelheiten vgl. Einführung.
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nach dem Gesetzeswortlaut nicht ohne-
hin gestattet ist (vgl. I 2.1).102

3.3	 Sonstige Rahmenbedingungen

Nach der durch das Integrationsgesetz 
eingeführten Wohnsitzregelung in § 12a 
AufenthG ist auch die Aufenthaltserlaub-
nis von anderweitig Schutzberechtig-
ten nach § 25 Abs. 3 AufenthG � wie die 
von Asylberechtigten und international 
Schutzberechtigten � mit einer Wohn-
sitzau�age zu versehen. Zu den Einzel-
heiten vgl. daher I 2.2. Dies gilt für Perso-
nen, denen zwischen dem 1. Januar 2016 
und dem 6. August 2019 eine Aufent-
haltserlaubnis nach § 25 Abs. 3 AufenthG 
erteilt wurde oder wird (§ 12a Abs. 7 
AufenthG).103

Bei anderweitig Schutzberechtigten, 
deren Aufenthaltserlaubnis vor dem 1. 
Januar 2016 erteilt wurde, wird � wie bis-
her � nach den Allgemeinen Verwaltungs-
vorschri�en zum Aufenthaltsgesetz104 
eine Wohnsitzau�age erteilt, solange 
Leistungen nach SGB II oder XII bezogen 
werden. Die Wohnsitzau�age ist aufzuhe-
ben, wenn der Lebensunterhalt am neuen 
Wohnort auch für alle Familienangehöri-
gen voraussichtlich dauerha� ohne Inan-
spruchnahme dieser Leistungen gesichert 
wird. Bei der beabsichtigten Aufnahme 
einer Erwerbstätigkeit genügt die Vorla-

102	 Dies gilt für die Aufenthaltserlaubnis nach §§ 22 
S. 1; 23 Abs. 1; 23 a; 24 Abs. 1; 25 Abs. 4 S. 1 und 
S. 2, Abs. 4 a, b, Abs. 5; 25 a Abs. 1 und Abs. 2 
AufenthG. 

103	 Integrationsgesetz vom 31.7.2016, a. a. O. (Fn. 6), 
Art. 8 Abs. 5.

104	 AVwV zum AufenthG, a. a. O. (Fn. 17), 12.2.5.2.2. 

ge eines entsprechenden Arbeitsvertra-
ges; bei befristeten Arbeitsverhältnissen 
ist eine Prognoseentscheidung zu tre�en, 
ob der Abschluss neuer Arbeitsverträge 
zu erwarten ist. Ausreichend ist es auch, 
wenn das für die Sicherung des Lebens-
unterhalts erforderliche Einkommen um 
bis zu 10 % unterschritten wird.105

Damit hat sich die Situation von an-
derweitig Schutzberechtigten � anders als 
bei international Schutzberechtigten (vgl. 
I 2.2) � durch das Integrationsgesetz ver-
bessert.

Eine räumliche Beschränkung darf 
nach den Allgemeinen Verwaltungsvor-
schri� zum Aufenthaltsgesetz106 nur in 
Ausnahmefällen erfolgen, wenn dies zur 
Wahrung ö�entlicher Interessen notwen-
dig ist, etwa zur Verhinderung von Straf-
taten.

Die Geltungsdauer der Aufenthaltser-
laubnis nach § 25 Abs. 3 AufenthG beträgt 
zwischen einem und drei Jahren (§ 26 
Abs. 1 S. 1, 4 AufenthG); über die Dauer 
im Einzelfall tri� die Ausländerbehörde 
eine Ermessensentscheidung.107 Damit 
ist es grundsätzlich möglich, bestimmte 
Anforderungen von Arbeitgebern an die 
Laufzeit der Aufenthaltserlaubnis zu be-
rücksichtigen. 

Weitere, den Arbeitsmarktzugang tan-
gierende Nebenbestimmungen gibt es bei 
anderweitig Schutzberechtigten nicht.

105	 Ebd., 12.2.5.2.4.1; 2.3.3. 
106	 Ebd., 12.1.1.1.
107	 Ebd., 26.1.2. 
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1. Wenn die Rücknahme eines Asylan-
trags oder � noch weitergehend � das 
Unterlassen einer Antragstellung zu 
einem faktischen Ausbildungsverbot 
führen kann, ist dies rechtsstaatlich 
fragwürdig.

2. Wenn das Fehlen eines Heimatpasses 
zu einem faktischen Ausbildungsver-
bot führen kann, obwohl das Fehlen 
des Passes gar nicht der Grund für 
das Scheitern der Abschiebung ist, 
werden de facto die rechtlichen Vor-
aussetzungen des Arbeitsverbotes in 
§ 60a Abs. 6 AufenthG erweitert, ob-
wohl das entsprechende Arbeitsverbot 
an dieser Stelle durch den Gesetzge-
ber abschließend geregelt wurde (vgl. 
I 4.1.4). Außerdem bleibt das Abschie-
bungshindernis ja bestehen, wenn die 
Beschä�igungserlaubnis und damit 
die Ausbildungsduldung versagt wer-
den. Es dür�e dann ein Anspruch auf 
eine Duldung nach § 60a Abs. 1 S. 1 
AufenthG gegeben sein, weil die Ab-
schiebung aus tatsächlichen Gründen 
unmöglich ist. Es ist sicher nicht Inten-
tion des Gesetzgebers, diesen Personen 
dauerha� die Integration in die Ausbil-
dung zu verwehren. Es wäre auch nicht 
im Interesse von Ausbildungsbetrieben 
und letztlich auch nicht im ö�entlichen 
Interesse, wenn Ausbildungsplätze 
nicht besetzt würden oder langjährig 
Geduldete nicht in (quali�zierte) Ar-
beit münden und gegebenenfalls von 
Sozialleistungen abhängig bleiben.

4.1	 Nichtselbstständige Erwerbs-
tätigkeit

4.1.1	 Voraufenthalt bis drei Monate 

Auch Personen mit einer Duldung kann 
seit dem 5. November 2015113 die Zustim-
mung zur Ausübung einer Beschä�igung 
erteilt werden, wenn sie sich seit drei Mo-
naten gestattet, erlaubt oder geduldet im 
Inland au�alten (§ 32 Abs. 1 BeschV). 
Damit dürfen auch sie in den ersten drei 
Monaten des Aufenthalts keine zustim-
mungsp�ichtige Beschä�igung beginnen, 
also nicht arbeiten. Auch die Härtefallre-
gelung (§ 37 BeschV) ermöglicht kein Ab-
weichen von dieser Frist.114

Die Erteilung einer Beschä�igungser-
laubnis für zustimmungsfreie Beschäf-
tigungen wie etwa Berufsausbildungen 
oder bestimmte Praktika (§ 32 Abs. 2 
BeschV; vgl. I 1.1.2 b) ist allerdings ohne 
Wartezeit möglich. Weder § 32 Abs. 2 
BeschV, der regelt, welche Formen der 
Beschä�igung zustimmungsfrei sind, 
noch eine andere Stelle in der Beschä�i-
gungsverordnung oder im Aufenthalts-
gesetz schreiben eine Wartefrist für die 
Erteilung einer Beschä�igungserlaubnis 
für eine zustimmungsfreie Beschä�igung 
vor.115

113	 BGBl I, Nr. 49 vom 5.11.2014, Art. 3.
114	 OVG Bremen, Beschluss vom 10.2.2012 � 1 B 

319/11 � (asyl.net, M19505).
115	 Bundesministerium für Arbeit und Soziales 

(BMAS), »Ein Leitfaden zu Arbeitsmarktzugang 
und -förderung. Flüchtlinge � Kundinnen und 
Kunden der Arbeitsagenturen und JobCenter«, 
April 2017, S. 20; a. A. Hailbronner: Asylrecht, 
a. a. O. (Fn. 56), C 1.1, Rn. 239 (Stand dieses Ab-
schnitts: September 2013). 
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4.1.2	 Beschäftigung nach drei 
Monaten Voraufenthalt

Die Duldung soll nach Ablauf der dreimo-
natigen Wartefrist mit der Nebenbestim-
mung »Beschä�igung nur mit Genehmi-
gung der Ausländerbehörde gestattet« 
versehen werden.116 Wie Asylsuchende 
müssen Personen mit Duldung für ein 
konkretes Arbeitsangebot eine Beschäf-
tigungserlaubnis beantragen; das Verfah-
ren, die Erteilungsvoraussetzungen und 
die Ausnahmen vom Zustimmungserfor-
dernis sowie vom vollen Prüfungsumfang 
sind identisch (vgl. I 1.1.2, I 1.1.3). Wie 
bei Asylsuchenden erteilt die Ausländer-
behörde für die in § 32 Abs. 2 BeschV ge-
nannten Beschä�igungsarten (wie etwa 
bestimmte Berufsausbildungen oder 
Praktika) eine Beschä�igungserlaubnis 
ohne Zustimmung der BA. Im Gegensatz 
zu Asylsuchenden kann bei Personen mit 
einer Duldung allerdings ein ausländer-
behördliches Arbeitsverbot nach § 60a 
Abs. 6 AufenthG vorliegen (vgl. I 4.1.3); 
außerdem bestehen Abweichungen bei 
der Ermessensausübung (vgl. I 4.1.4). 

4.1.3	 Ausländerbehördliches Arbeits-
verbot nach § 60a Abs. 6 AufenthG

Seit Inkra�treten des »Asylpakets� I« im 
Oktober 2015 ist das Arbeitsverbot für 
Personen mit Duldung im AufenthG ge-
regelt. Inhaltlich übernimmt die Neure-
gelung in § 60a Abs. 6 AufenthG aber die 
Vorgängerregelung in § 33 BeschV und 
ergänzt lediglich eine weitere Fallgruppe: 

116	 AVwV zum AufenthG, a. a. O. (Fn. 17), 4.3.1.1. 

Eine Beschä�igungserlaubnis wird 
nun nach § 60a Abs. 6 S. 1 Nr. 3 AufenthG 
nicht erteilt, wenn die Duldungsinhabe-
rinnen und -inhaber Staatsangehörige 
eines sogenannten sicheren Herkun�s-
staates � gegenwärtig die Westbalkan-
staaten, Ghana und Senegal (Anlage II 
zu § 29a AsylG) � sind und ein nach 
dem 31. August 2015 gestellter Asylan-
trag abgelehnt wurde. Gegen die Ver-
fassungsmäßigkeit dieser Regelung wird 
eingewandt, dass damit Ausreisep�ichtige 
aus den sogenannten sicheren Herkun�s-
staaten, deren Abschiebung aus Gründen, 
die sie nicht zu vertreten haben, unmög-
lich ist, ohne nachvollziehbaren Grund 
anders behandelt werden als Personen aus 
anderen Herkun�sstaaten.117 

Exkurs: Erleichterung der 
»Arbeitseinwanderung« für Personen aus 

den Westbalkanstaaten

Durch die Neuregelung in § 26 Abs. 2 
BeschV sollte � im Gegenzug zu den 
neu gescha�enen Arbeitsverboten für 
(abgelehnte) Asylsuchende � die Ein-
wanderung zum Zwecke der Erwerbstä-
tigkeit erleichtert werden. Danach kann 
die deutsche Auslandsvertretung in den 
Staaten des Westbalkans, die als sicherer 
Herkun�sstaaten eingestu� wurden, bis 
Ende 2020 ein Einreisevisum für jede Art 
von Tätigkeit erteilen � also nicht nur für 
Arbeitsverhältnisse, die eine bestimmte 
Ausbildung voraussetzen. Nach der Ein-
reise erhalten die Betre�enden dann eine 
Aufenthaltserlaubnis zur Ausübung einer 

117	 Keßler in Hofmann, a. a. O. (Fn. 30) § 60a 
AufenthG, Rn. 61. 
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nis nicht aus diesem Grund versagen. Die 
Person mit Duldung muss allerdings die 
Erfüllung ihrer Mitwirkungsp�icht eben-
so darlegen und beweisen.136

4.1.4	 Ermessensentscheidung

Auch bei Personen mit einer Duldung 
entscheidet die Ausländerbehörde nach 
Ermessen, ob sie eine Beschä�igungser-
laubnis erteilt. Wird eine Beschä�igungs-
erlaubnis im Zusammenhang mit einer 
Ausbildungsduldung beantragt, ist das 
Ermessen jedenfalls reduziert. Die Be-
schä�igungserlaubnis muss also zu Aus-
bildungszwecken in der Regel erteilt wer-
den (zu den Einzelheiten vgl. I 4.1). 

Damit stellt sich auch hier die Frage, 
welche Gesichtspunkte zur Versagung der 
Beschä�igungserlaubnis für eine sonstige 
Beschä�igung (Arbeit, Praktikum etc.) 
herangezogen werden dürfen:137

a. Migrationspolitische Erwägungen

Dabei geht es darum, ob die Intention, 
eine »Verfestigung des Aufenthalts zu 
verhindern« bzw. die »Erfüllung der Aus-
reisep�icht nicht durch eine Arbeitsauf-
nahme zu erschweren« zulässige Gründe 
darstellen. 

136	 VGH Bayern, Beschluss vom 27.7.2010 � 10 ZB 
10.276 � (juris); OVG Berlin-Brandenburg, Ur-
teil vom 18.5.2011 � OVG 3 B 3.11 � (juris).

137	 Vgl. ergänzend auch die Ausführung zu den zu-
lässigen Gesichtspunkten bei der Ermessensent-
scheidung über eine Beschä�igungserlaubnis im 
Kontext der Ausbildungsduldung in 4.1.

138	 Beck Online-Kommentar Ausländerrecht/Kluth, 
a. a. O. (Fn. 129), § 60a AufenthG, Rn. 57.

139	 VG Münster, Beschluss vom 27.4.2005 � 8 L 
286/05 � (www.justiz.nrw.de); VG Gelsenkir-
chen, Beschluss vom 5.8.2005 � 16 L 924/05 � 
(juris).

140	 Vgl. die Verordnungsbegründung, Bundesrats-
Drucksache 183/13, S. 37.

Arbeitsverbot und junge 
Duldungsinhaberinnen und 
-inhaber

Sind die Migrantinnen und Migran
ten volljährig, kommt es allein auf 
ihr eigenes Verhalten an. Das kann 
für Heranwachsende zu dem Inte-
ressenskon�ikt führen, entweder 
eine Täuschungshandlung der El-
tern aufzudecken zu müssen, was 
für die Familie erhebliche Konse-
quenzen haben kann, oder den ei-
genen Mitwirkungsp�ichten nicht 
nachkommen zu können.138

Bei minderjährigen Jugendli-
chen wurde in der Vergangenheit 
vertreten, dass ihnen das Verhalten 
ihrer Eltern zugerechnet werden 
kann, mit der Folge, dass sie nicht 
arbeiten dürfen, wenn die Eltern 
etwa bei der Passersatzbeschaf-
fung nicht mitwirkten.139 Durch die 
Formulierung »eigene Täuschung/
eigene falsche Angaben« in § 60a 
Abs. 6 S. 2 AufenthG wurde klar-
gestellt, dass das Verhalten der El-
tern ihren minderjährigen Kindern 
nicht zugerechnet werden darf.140
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Teil II: Sozialrechtliche Rahmenbedingungen und 
weitere Unterstützungsangebote

In diesem zweiten Teil wird dargestellt, 
welche Angebote die vier eingangs genann-
ten Personengruppen für einen Einstieg in 
den Arbeitsmarkt nutzen können. Dabei 
wird zunächst der Zugang zu den Leistun-
gen der JobCenter, der Arbeitsagenturen 
und der Jugendsozialarbeit dargestellt. 
Anschließend wird auf die Möglichkeit, 
im Ausland erworbene beru�iche Quali�-
kationen anerkennen zu lassen, sowie auf 
die Angebote im Rahmen ö�entlich geför-
derter Programme eingegangen. Zum Zu-
gang der verschiedenen Flüchtlingsgrup-
pen zu Deutschkursen (Integrationskurse, 
berufsbezogene Deutschsprachförderung 
etc.) und zu anderen Bildungsangeboten, 
etwa zur Vorbereitung auf die Nachho-
lung des Hauptschulabschlusses, kann 
auf die Broschüre »Recht auf Bildung für 
Flüchtlinge«150 verwiesen werden.

1.  A S Y L S U C H E N D E

Möchten Asylsuchende eine Arbeit auf-
nehmen oder eine Berufsausbildung be-
ginnen, stellt sich die Frage, welche Un-
terstützung sie von der Arbeitsverwaltung 
erhalten können. 

150	 Weiser, »Recht auf Bildung für Flüchtlinge. Rah-
menbedingungen des Zugangs für Asylsuchende, 
Schutzberechtigte und Personen mit Duldung 
(schulische oder beru�iche Aus- und Weiterbil-
dung)«, 2., überarbeitete Au�., Dezember 2016, 
verö�entlicht bei www.asyl.net, S. 31�.

1.1	 Leistungen der JobCenter (SGB II) 

Asylsuchende erhalten Leistungen nach 
dem Asylbewerberleistungsgesetz (§ 1 
Abs. 1 Nr. 1 AsylbLG), solange ihr Asyl-
verfahren nicht abgeschlossen ist. Für 
Verwirrung kann in diesem Zusammen-
hang die Konstruktion der sogenann-
ten Analogleistungen sorgen: Demnach 
können Asylsuchende nach 15 Monaten 
des Aufenthalts in Deutschland von den 
Grundleistungen des Asylbewerberleis-
tungsgesetzes in einen Leistungsbezug 
»aufsteigen«, der der Sozialhilfe ent-
spricht (sogenannte Analogleistungen in 
entsprechender Anwendung des SGB XII, 
§ 2 Abs. 1 AsylbLG). Auch diese erhöhten 
Leistungen werden aber durch das Asyl-
bewerberleistungsgesetz geregelt. Unab-
hängig davon, ob Asylsuchende Grund- 
oder Analogleistungen beziehen, fallen 
sie also unter das Asylbewerberleistungs-
gesetz und sind damit von den Leistungen 
des SGB II zur Sicherung des Lebensun-
terhalts, aber auch von der Förderung zur 
Eingliederung in Arbeit ausgeschlossen 
(§ 7 Abs. 1 S. 2 Nr. 3 SGB II). Damit sind 
Asylsuchende keine Kundinnen und 
Kunden der JobCenter.
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1.2	 Leistungen der Agenturen für 
Arbeit (SGB III) 

Wegen des Ausschlusses von den Hil-
fen des SGB II hat der Zugang zu den im 
SGB III geregelten Fördermaßnahmen 
der Agenturen für Arbeit für Asylsuchen-
de eine besondere Bedeutung. 

Zu diesen Leistungen gehören neben 
der Berufsberatung und der Vermittlung 
freier Stellen auch die Übernahme von 
Bewerbungskosten, die Förderung der 
beru�ichen Aus- und Weiterbildung so-
wie Lohnkostenzuschüsse. Im Folgenden 
werden zunächst die allgemeinen Voraus-
setzungen für die Leistungen der Agen-
tur für Arbeit erläutert (II 1.2.1) und an-
schließend die einzelnen Instrumente de-
tailliert dargestellt (II 1.2.2 und II 1.2.3). 

1.2.1	 Grundsätzlicher Zugang zu den 
Leistungen des SGB III

Bei der Frage des grundsätzlichen Zu-
gangs von Asylsuchenden ist zu klären, 

a) ob das SGB III die Gewährung von 
Leistungen vom Vorliegen bestimmter 
ausländerrechtlicher Zugangsvoraus-
setzungen abhängig macht, und 

b) ob und welche Folgen ausländerrecht-
liche Einschränkungen beim Zugang 
zum Arbeitsmarkt (vgl. I 1.1 und I 4.1) 
für den Zugang zu den im SGB III ver-
ankerten Förderinstrumenten haben. 

a. Ausländerrechtliche 
Zugangsvoraussetzungen im SGB III

Das SGB III beinhaltet nur in wenigen 
Bereichen Vorschri�en, die bestimmte 
ausländerrechtliche Zugangsvorausset-
zungen normieren: 

1. Bei den Leistungen zur Sicherung des 
Lebensunterhalts vor allem während 
einer Ausbildung mit der Berufsausbil-
dungsbeihilfe (§ 56 SGB III) und dem 
Ausbildungsgeld (§ 122 SGB III), 

2. bei den Leistungen zur Ausbildungs-
förderung  mit den berufsvorberei-
tenden Bildungsmaßnahmen, den 
ausbildungsbegleitenden Hilfen, der 
außerbetrieblicher Berufsausbildung 
sowie der Assistierten Ausbildung 
(§§ 51, 75, 76, 130 SGB III). 

In diesen Vorschri�en wird der Zugang 
von einem bestimmten Aufenthaltssta-
tus, von bestimmten Voraufenthaltszei-
ten oder von einer vorausgegangenen 
rechtmäßigen Erwerbstätigkeit � des 
Asylsuchenden selbst oder eines Eltern-
teils � abhängig gemacht (§§ 52 Abs. 2, 59, 
78 Abs. 3, 130 Abs. 2 S. 2 SGB III).

Seit dem »Asylpaket I« können manche 
Asylsuchende auch ohne Arbeitsmarktzu-
gang bestimmte Leistungen zur Arbeits-
marktintegration erhalten (§ 131 SGB III); 
zudem wurden mit dem Integrationsge-
setz erstmalig auch einige Leistungen der 
Ausbildungsförderung für Asylsuchen-
de geö�net (§ 132 Abs. 1 SGB III). Dabei 
wurde ein neues Tatbestandsmerkmal ins 
SGB III eingeführt, die Erwartung eines 
rechtmäßigen und dauerha�en Aufent-
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Asylsuchende sie nutzen können. Bei der 
Beschreibung der Rahmenbedingungen 
für die anderen Flüchtlingsgruppen wird 
hierauf Bezug genommen, soweit für sie 
keine abweichenden Regelungen gelten. 

1.2.2	 Förderinstrumente ohne 
ausländerrechtliche Sonderregelungen

Zunächst werden die Leistungen be-
schrieben, bei denen das SGB III keine 
ausländerrechtlichen Zugangsvoraus-
setzungen de�niert (vgl. II 1.2.1 a). Alle 
Asylsuchende, die nach drei Monaten 
Voraufenthalt eine Beschä�igungserlaub-
nis erhalten können (vgl. I 1.1.2), haben 
Zugang zu diesen Förderangeboten der 
Arbeitsagenturen. 

a. Beratung (§§ 29 �. SGB III)

Die Agentur für Arbeit hat jungen Men-
schen und Erwachsenen, die am Arbeits-
leben teilnehmen oder teilnehmen wol-
len, Berufsberatung anzubieten. Somit 
besteht ein Anspruch insbesondere auf 
Auskün�e und Rat zur Berufswahl, zur 
Arbeitsmarktlage, zur Ausbildungsplatz-
suche und Ausbildungsförderung sowie 
zur schulischen Bildung (§ 30 SGB III). 
Wenn es für die Feststellung der Berufs-
eignung oder der Vermittlungsfähigkeit 
erforderlich ist, sollen Ratsuchende mit 
ihrem Einverständnis ärztlich und psy-
chologisch untersucht und begutachtet 
werden (§ 32 SGB III). Die Agentur für 
Arbeit soll außerdem zur Vorbereitung 
auf die Berufswahl Berufsorientierung 
anbieten. Dabei wird u. a. über Fragen der 
Berufswahl, über die Berufe und ihre An-

forderungen und Aussichten sowie über 
Wege und Förderung der beru�ichen Bil-
dung informiert (§ 33 SGB III). 

Da die Absicht, am Erwerbsleben teil-
nehmen zu wollen, nach § 29 SGB III für 
den Zugang zu Berufsberatung ausreicht, 
können Asylsuchende sie auch dann in 
Anspruch nehmen, wenn (noch) kein Ar-
beitsmarktzugang besteht.157

b. Vermittlung (§§ 35 �. SGB III) 

Die Arbeitsagentur muss allen Arbeit- 
und Ausbildungsuchenden die Vermitt-
lung von Arbeitsstellen und betrieblichen 
Ausbildungsstellen anbieten. Nach der 
Meldung als arbeit- oder ausbildungsu-
chend hat die Agentur unverzüglich mit 
dem Betre�enden zusammen die für die 
Vermittlung erforderlichen beru�ichen 
und persönlichen Merkmale, die beruf-
lichen Fähigkeiten sowie seine Eignung 
festzustellen (Potenzialanalyse). Die 
Feststellung erstreckt sich auch darauf, 
ob und durch welche Umstände die be-
ru�iche Eingliederung erschwert ist (§ 37 
Abs. 1 SGB III). In einer gemeinsamen 
Eingliederungsvereinbarung werden das 
Eingliederungsziel, die Vermittlungs-
bemühungen der Agentur, die Eigenbe-
mühungen und deren Nachweis sowie 
die vorgesehenen Leistungen der aktiven 
Arbeitsförderung für einen bestimmten 
Zeitraum festgelegt.

157	 Bundestags-Drucksache 18/6185 vom 29.9.2015, 
S. 58; BMAS, Leitfaden, a. a. O. (Fn. 115), S. 25. 
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Vorliegen bestimmter 
persönlicher Eigenschaften

Den Anspruch auf Vermittlung haben 
nach § 35 SGB III Ausbildungsuchende, 
Arbeitsuchende und Arbeitgeber. Ar-
beitsuchende sind nach der gesetzlichen 
De�nition Personen, die eine Beschä�i-
gung als Arbeitnehmende suchen (§ 15 
S. 2 SGB III). Anders als der Arbeitslo-
se158 muss der Arbeitsuchende nicht den 
Vermittlungsbemühungen der Agentur 
für Arbeit zur Verfügung stehen.159 Da-
nach müssten Asylsuchende bereits vor 
Ablauf der dreimonatigen Wartefrist die 
Ausbildungs- und Arbeitsvermittlung in 
Anspruch nehmen können.160 

Da aber der Gesetzgeber jetzt in § 131 
SGB III geregelt hat, dass Asylsuchende, 
bei denen ein rechtmäßiger und dauer-
ha�er Aufenthalt zu erwarten ist, auch 
dann, wenn sie keinen Arbeitsmarktzu-
gang haben, u. a. durch die Vermittlung 
freier Stellen gefördert werden können, 
ist davon auszugehen, dass grundsätzlich 
ein Zugang zum Arbeitsmarkt vorliegen 
muss.161

Jedenfalls besteht für alle Asylsuchen-
de mit mindestens eingeschränktem 
Arbeitsmarktzugang ein Anspruch auf 
Vermittlung. Asylsuchende, bei denen 

158	 Vgl. II 1.2.2 d.
159	 Timme in Voelzke, SGB III Arbeitsförderung, 

Kommentar (Loseblattwerk), Stand: März 2017, 
§ 15 SGB III, Rn. 7; Gutzler in Mutschler, No-
moskommentar, Sozialgesetzbuch III Arbeitsför-
derung, 6. Au�. 2017, § 15 SGB III, Rn. 18, § 35 
Rn. 14. 

160	 BMAS, Leitfaden, a. a. O. (Fn. 115), S. 25 zur Ver-
mittlung in eine Ausbildung.

161	 Gesetzesbegründung: Bundestags-Drucksache 
18/6185 vom 29.9.2015, S. 58; Siefert in Voelzke, 
a. a. O. (Fn. 159), § 131 SGB III, Rn. 3.

ein rechtmäßiger und dauerha�er Auf-
enthalt zu erwarten ist, haben ihn ohne 
Wartezeit (§ 131 SGB III). Dies soll aber 
nur für Asylsuchende mit einer Aufent-
haltsgestattung, nicht bei einem An-
kun�snachweis, gelten.162 

Exkurs: Wann ist bei Asylsuchenden ein 
rechtmäßiger und dauerhafter Aufenthalt 

zu erwarten? 

Wie bereits dargestellt (vgl. II 1.2.1 a) 
nennt das SGB III an zwei Stellen � und 
nur an diesen � das Erwarten eines recht-
mäßigen und dauerha�en Aufenthalts als 
Tatbestandsvoraussetzung: Erstens beim 
vorzeitigen Zugang zu bestimmten Leis-
tungen etwa zur Vermittlung freier Stel-
len und zweitens bei einigen Leistungen 
der Ausbildungsförderung wie bei der 
Berufsausbildungsbeihilfe (§§ 131, 132 
Abs. 1 SGB III). Das Aufenthaltsgesetz 
verwendet diese Formulierung bei der 
Ö�nung der Integrationskurse und der 
berufsbezogenen Deutschsprachförde-
rung für Asylsuchende (§§ 44 Abs. 4 S. 2 
Nr. 1, 45a Abs. 2 S. 3 AufenthG).

Damit stellt sich die Frage, wie diese 
Tatbestandsvoraussetzung auszulegen ist:

Das SGB III und auch das Aufenthalts-
gesetz enthalten hierzu nur den Hinweis, 
dass bei Asylsuchenden aus den soge-
nannten sicheren Herkun�sstaaten ver-
mutet wird, dass ein rechtmäßiger und 
dauerha�er Aufenthalt nicht zu erwarten 
ist (§§ 131 S. 2, 132 Abs. 1 S. 2 SGB III; 

162	 Siefert in Voelzke, a. a. O. (Fn. 159), § 131 SGB III, 
Rn. 6; Gutzler in Mutschler, SGB III, a. a. O. 
(Fn. 159), § 131 SGB III, Rn. 6.
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Aufenthaltsrechtliche Einschränkun-
gen bestehen beim Ausbildungsgeld, 
für das die Vorschri�en über die Berufs-
ausbildungsbeihilfe entsprechend gelten 
(§ 122 Abs. 2 SGB III). Durch das Integ-
rationsgesetz213 hat der Gesetzgeber in 
§ 132 Abs. 1 S. 1 Nr. 2 SGB III nunmehr 
geregelt, dass der Zugang von Asylsu-
chenden zu Ausbildungsgeld dem zur 
Berufsausbildungsbeihilfe entspricht (vgl. 
daher II 1.2.3 a).214

Die Entscheidung über die Gewährung 
allgemeiner Leistungen ist eine Ermes-
sensentscheidung der Agentur für Ar-
beit, bei der aber die Vorgaben des höher-
rangigen Rechts zu berücksichtigen sind; 
auf die Bewilligung der besonderen Leis-
tungen besteht ein Anspruch (§ 3 Abs. 3 
Nr. 8 SGB III).

Außerdem können Arbeitgeber bei 
der Beschä�igung von behinderten und 
schwerbehinderten Asylsuchenden einen 
Lohnkostenzuschuss sowie einen Zu-
schuss zur Ausbildungsvergütung erhal-
ten (§§ 90, 73 SGB III). 

Grundsätzlich emp�ehlt es sich für die-
sen Personenkreis, eine Beratungsstelle 
der Integrationsfachdienste aufzusuchen.

1.2.3	 Förderinstrumente mit auslän-
derrechtlichen Sonderregelungen

Im Folgenden werden nun die Leistun-
gen dargestellt, bei denen im SGB III 
ausdrücklich ausländerrechtliche Zu-
gangsvoraussetzungen genannt sind (vgl. 
II 1.2.1 a). Zu diesen Voraussetzungen 

213	 Integrationsgesetz vom 31.7.2016, a. a. O. (Fn. 6).
214	 Zu weiteren Einzelheiten vgl. auch passage 

gGmbH/Universität Hamburg (Hrsg.), a. a. O. 
(Fn. 212), S. 123 �. 

zählen das Vorliegen eines bestimmten 
Aufenthaltsstatus � gegebenenfalls zu-
sammen mit einer bestimmten Vorauf-
enthaltsdauer �, die Erwartung eines 
rechtmäßigen und dauerha�en Aufent-
halts oder das Bestehen einer vorange-
gangenen rechtmäßigen Erwerbstätig-
keit des Asylsuchenden selbst oder eines 
Elternteils. Eine Übersicht über alle För-
derinstrumente ist in der Tabelle im An-
hang zu �nden. 

a. Berufsausbildungsbeihilfe 
(§§ 56 �. SGB III)

Während einer betrieblichen Berufsaus-
bildung hat der Auszubildende, wenn 
er nicht bei seinen Eltern wohnt, unter 
bestimmten Voraussetzungen einen An-
spruch auf Berufsausbildungsbeihilfe. Ist 
er jünger als 18 Jahre, wird er in der Regel 
nur gefördert, wenn er die Ausbildungs-
stelle nicht von der elterlichen Wohnung 
aus in angemessener Zeit erreichen könn-
te (§§ 56, 57, 60 SGB III). Asylsuchende 
dürfen zudem nicht in einer Erstaufnah-
meeinrichtung wohnen (§ 132 Abs. 2 S. 3 
SGB III).215 Diese Einschränkung kann 
praktische Bedeutung gewinnen, wenn 
einzelne Bundesländer von der Möglich-
keit Gebrauch machen, Asylsuchende zu 
verp�ichten, bis zu zwei Jahren in einer 
Erstaufnahmeeinrichtung zu wohnen 
(vgl. I 1.3).

Die Höhe der Berufsausbildungsbei-
hilfe beträgt im Regelfall 538 �216 (§ 61 

215	 Dies gilt allerdings nicht, wenn ihr Anspruch auf 
einer eigenen oder elterlichen Erwerbstätigkeit 
(§ 59 Abs. 3 SGB III) beruht. 

216	 Soweit die Mietkosten für Unterkun� und Ne-
benkosten nachweislich 166 � übersteigen, erhöht 
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Schlechterstellung insbesondere von un-
begleiteten minderjährigen Flüchtlingen 
führen, da nach § 59 Abs. 3 Nr. 2 SGB III 
hier ein rechtmäßiger Voraufenthalt vor-
liegen muss. 

Es ist allerdings zu klären, ob eine För-
derung nach § 59 Abs. 3 SGB III tatsäch-
lich unabhängig vom Aufenthaltsstatus 
möglich ist:

Hierfür spricht zunächst die Verwen-
dung der Formulierung »Ausländerin-
nen und Ausländer« ohne Nennung eines 
bestimmten Aufenthaltsstatus. In § 59 
Abs. 3 SGB III ist zudem ausgeführt, dass 
sich der Auszubildende oder seine Eltern 
einen gewissen Zeitraum »im Inland auf-
gehalten haben« müssen; weitere Voraus-
setzungen bezüglich der ausländerrechtli-
chen Situation des Auszubildenden bzw. 
seiner Eltern � etwa das Erfordernis eines 
rechtmäßigen Aufenthalts, das bei der 
Aufnahme im Haushalt eines Verwandten 
besteht � sind nicht genannt. Die andere 
Bedingung der rechtmäßigen Erwerbstä-
tigkeit ist gegeben, wenn eine Beschä�i-
gungserlaubnis vorliegt oder eine selbst-
ständige Erwerbstätigkeit erlaubt ist.

Auch die Geschä�sanweisungen der 
Bundesagentur für Arbeit enthalten keine 
weiteren Anforderungen an die auslän-
derrechtliche Situation des Auszubilden-
den oder seiner Eltern.223 

Damit ist der Zugang zur Berufsaus-
bildungsbeihilfe unter den Voraussetzun-
gen des § 59 Abs. 3 SGB III unabhängig 
von einem bestimmten Aufenthaltsstatus 
gegeben;224 auch Asylsuchende können so 

223	 Ebd., 59.3.1�59.3.7. 
224	 BMAS, Leitfaden, a. a. O. (Fn. 115), S. 28; Petzold 

in Voelzke, a. a. O. (Fn. 159), § 59 SGB III, Rn. 27. 

einen Anspruch auf Berufsausbildungs-
beihilfe haben. 

Besteht kein Anspruch auf Berufsaus-
bildungsbeihilfe, weil die Voraussetzun-
gen des § 60 SGB III nicht erfüllt sind � 
etwa weil die Auszubildenden bei ihren 
Eltern wohnen �, erhalten sie weiterhin 
Leistungen nach § 2 AsylbLG i. V. m. 
SGB XII (§ 22 Abs. 2 Nr. 1 SGB XII). 

Nehmen Asylsuchende eine schulische 
Ausbildung oder ein Studium auf, haben 
sie � wie bisher � nur bei vorangegange-
ner eigener oder elterlicher Erwerbstätig-
keit einen Anspruch auf BAföG-Leistun-
gen zur Sicherung des Lebensunterhalts 
(§ 8 Abs. 3 BAföG). 225 Das BAföG wurde 
durch das Integrationsgesetz nicht dahin-
gehend geändert, dass Asylsuchende mit 
»guter Bleibeperspektive« einen BAföG-
Anspruch haben; vorher waren die auf-
enthaltsrechtlichen Zugangsvorausset-
zungen für Asylsuchende bei der Berufs-
ausbildungsbeihilfe und bei BAföG-Leis-
tungen gleich. Die damit gescha�enen 
Unterschiede bei der Förderung einer 
betrieblichen Ausbildung gegenüber der 
Förderung einer schulischen Ausbildung 
oder eines Studiums sind nicht nachvoll-
ziehbar. 

225	 Die Regelung in § 8 Abs. 3 BAföG entspricht im 
Wesentlichen der in § 59 Abs. 3 SGB III. Zu den 
Einzelheiten zum BAföG-Anspruch vgl. Bro-
schüre Weiser, »Recht auf Bildung für Flüchtlin-
ge«, a. a. O. (Fn. 150), S. 46 f., S. 50 f. 
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Exkurs: Ausschluss von sonstigen 
Leistungen zur Lebensunterhalts-

sicherung � die »BAB-Falle«226

In den ersten 15 Monaten des Aufenthalts 
in Deutschland erhalten Asylsuchende 
Grundleistungen nach § 3 AsylbLG (vgl. 
II 1.1), die nach herrschender Meinung227 
auch dann gewährt werden, wenn Asylsu-
chende eine dem Grunde nach förderfä-
hige Ausbildung aufnehmen.

Problematisch ist die Situation aller-
dings für Asylsuchende, wenn sie eine 
betriebliche Berufsausbildung beginnen 
und die Bundesagentur für Arbeit keine 
Berufsausbildungsbeihilfe (BAB) bewil-
ligt: Da eine betriebliche Berufsausbil-
dung dem Grunde nach förderfähig ist, 
erhalten sie im Regelfall keine Leistun-
gen zur Sicherung des Lebensunterhalts 
nach § 2 AsylbLG i. V. m. SGB XII (§ 22 

226	 Wenn Asylsuchende ein Studium oder eine 
schulische Berufsausbildung aufnehmen, die 
durch BAföG-Leistungen förderfähig ist, besteht 
ebenfalls nach 15 Monaten ein Ausschluss von 
Leistungen nach § 2 AsylbLG i. V. m. SGB XII 
(§ 22 Abs. 1 S. 1 SGB XII). Asylsuchende haben 
allerdings � außer bei vorangegangener eigener 
oder elterlicher Erwerbstätigkeit � weiterhin kei-
nen Anspruch auf BAföG-Leistungen (vgl. § 8 
BAföG), zur »BAföG-Falle« siehe Weiser, a. a. O. 
(Fn. 150), S. 47f.  

227	 OVG Nordrhein-Westfalen, Beschluss vom 
15.6.2001 � 12 B 795/00 � (NRW Justiz) zum 
Leistungsbezug während des Studiums: Das 
Fehlen einer dem § 26 Abs. 1, S. 1 BSHG (diese 
Vorschri� entspricht § 22 Abs. 1, S. 1 SGB XII) 
entsprechenden Regelung im AsylbLG berechtige 
nicht zu einer analogen Anwendung des SGB XII, 
da der Gesetzgeber Anspruchsausschlüsse oder 
-einschränkungen, die er für notwendig erach-
tet hat, jeweils gesondert im AsylbLG geregelt 
habe; ebenso LSG Sachsen-Anhalt, Beschluss 
vom 19.9.2008 � L 8 B 32/08 AY ER �; a. A. Lan-
dessozialgericht Berlin-Brandenburg, Urteil vom 
15.1.2010 � L 23 AY 1/07 �, beide abru�ar bei 
https://sozialgerichtsbarkeit.de. 

Abs. 1 S. 1 SGB XII) � auch wenn die Vo-
raussetzungen des § 2 AsylbLG (fünfzehn 
Monate Bezug von Leistungen nach dem 
AsylbLG und keine rechtsmissbräuchli-
che Beein�ussung der Aufenthaltsdauer) 
vorliegen. Sie erhalten also weder Berufs-
ausbildungsbeihilfe noch Sozialleistun-
gen zur Sicherung des Lebensunterhalts. 

Diese Situation wird auch als »BAB‑Fal-
le« bezeichnet. 

Nur in besonderen Härtefällen können 
Leistungen zur Sicherung des Lebensun-
terhalts nach SGB XII als Beihilfe oder 
Darlehen gewährt werden (§ 22 Abs. 1 S. 2 
SGB XII). Nach der sozialgerichtlichen 
Rechtsprechung228 liegt eine besondere 
Härte allerdings nicht allein wegen des 
Ausschlusses von der Förderung aus auf-
enthaltsrechtlichen Gründen (vgl. §§ 59, 
132 SGB III oder auch § 8 BAföG) vor. Ein 
besonderer Härtefall bestehe nur dann, 
wenn die Folgen des Anspruchsaus-
schlusses über das Maß hinausgehen, das 
regelmäßig mit der Versagung von Hilfe 
zum Lebensunterhalt für eine Ausbildung 
verbunden ist, und als übermäßig hart 
erscheinen, selbst mit Rücksicht auf den 
Gesetzeszweck, die Sozialhilfe von den 
�nanziellen Lasten einer Ausbildungsför-
derung freizuhalten.229 

In der Praxis wurde zumindest bei ei-
nem mehrere Jahre andauernden Asylver-
fahren, dessen abschließende Entschei-

228	 Zu der entsprechenden Regelung in den §§ 27 
Abs. 3, 7 Abs. 5 SGB II siehe BSG, Urteil vom 
6.9.2007 � B 14/7b AS 28/06 R � m. w. N., abruf-
bar bei https://sozialgerichtsbarkeit.de.

229	 LSG Berlin-Brandenburg, Beschluss vom 
15.11.2005 � L 23 B 1008/05 AY ER � m. w. N., 
abru�ar unter https://sozialgerichtsbarkeit.
de.; Hohm in Schellhorn, Kommentar zum So-
zialgesetzbuch XII, 19. Au�. 2015, § 22 SGB XII, 
Rn. 25 �.
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Maßnahmen, sogenannte Anpassungs-
quali�zierungen, können durch das ESF-
Bundesprogramm »Integration durch 
Quali�zierung« (IQ) gefördert werden. 
Im Rahmen von IQ wird bundesweit auch 
eine Anerkennungsberatung durch spezi-
alisierte Beratungsstellen angeboten (vgl. 
II 1.6).257

1.5	 Angebote im Rahmen von 
Förderprogrammen auf Bundesebene

ESF-Integrationsrichtlinie Bund, 
Handlungsschwerpunkt Integration von 
Asylbewerbern und Flüchtlingen (IvAF)

Die ESF-Integrationsrichtlinie Bund bie-
tet im Handlungsschwerpunkt Integrati-
on von Asylbewerbern und Flüchtlingen 
(IvAF) seit 1. Juli 2015 individuelle Maß-
nahmen zur Integration in Arbeit, Aus-
bildung oder zur (Wieder-)Aufnahme 
einer Schulausbildung an, die durch Ini-
tiativen für strukturelle Verbesserungen 
ergänzt werden.258 Hierzu gehören Be-
ratung, Unterstützung bei der Erstellung 
von Bewerbungsunterlagen, Vermittlung 
und Quali�zierung der Zielgruppe so-
wie Fachberatung und Fortbildungen 
für Multiplikatoren. Teilnehmen können 
Asylsuchende und Flüchtlinge mit Zu-
gang zum Arbeitsmarkt (vgl. I 1.2, I 2.2, 
I 3.2, I 4.2); vorbereitende Maßnahmen 
können bereits vor dem Ablauf der War-
tefrist durchgeführt werden. Insgesamt 48 

257	 Übersicht über die Anerkennungsberatungsstel-
len vgl. http://netzwerk-iq.de/482.html#c1787.

258	 Bundesministerium für Arbeit und Sozia-
les, »ESF-Integrationsrichtlinie Bund« vom 
21.10.2014. 

Netzwerkprojekte mit annähernd 360 be-
teiligten Organisationen setzen die erfolg-
reichen Aktivitäten früherer Programme 
aus der Gemeinscha�sinitiative EQUAL 
(2002�2007) und der ESF-Förderperiode 
2007�2014 fort. Die ausgewiesene Exper-
tise und damit ein umfassendes Wissen 
über die komplexen und komplizierten 
rechtlichen Rahmenbedingungen im 
�emenfeld, sowie der intensive Kontakt 
zu den Zielgruppen sind Grundlagen 
für die erfolgreiche Umsetzung dieses 
Programms und zugleich »Stütz«punkte 
auch für andere Akteure, die sich mit der 
Arbeitsmarktintegration befassen. In der 
Zeit vom Juli 2015 bis Dezember 2016 
wurden mehr als 25.000 ge�üchtete Men-
schen in die Projekte aufgenommen, da-
von mehr als 6.000 in Schule, Ausbildung 
und Beschä�igung vermittelt. Darüber 
hinaus wurden in dieser Zeit etwa 23.000 
Menschen (kurzzeitig) beraten und � vor 
allem in aufenthaltsrechtlichen, aber auch 
bei Quali�zierungsfragen � in Fachbera-
tungsstellen vermittelt.

ESF-Bundesprogramm »Integration 
durch Quali�zierung« (IQ)259

Das Förderprogramm »Integration durch 
Quali�zierung« arbeitet seit 2005 an der 
Zielsetzung, die Arbeitsmarktchancen für 
Menschen mit Migrationshintergrund in 
Anknüpfung an im Ausland erworbene 
beru�iche Bildungsabschlüsse oder an-
dere Quali�kationen zu verbessern.260 Ein 

259	 Vgl. http://www.esf.de/SharedDocs/Meldungen/
Newsletter/2016/nl-iq.html. 

260	 Vgl. www.netzwerk-iq.de/foerderprogramm-iq/p 
rogrammuebersicht.html. 
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grundsätzlich einen uneingeschränkten 
Zugang zu den Leistungen der SGB  III 
zur Eingliederung in den Arbeitsmarkt.

Nach den Fachlichen Weisungen der 
Bundesagentur für Arbeit273 kann dem 
Arbeitgeber bei der Beschä�igung von 
Personen mit einer Aufenthaltserlaub-
nis grundsätzlich ein Eingliederungs-
zuschuss (vgl. II 1.2.2 h) gezahlt werden, 
wenn der Förderzeitraum und die Nach-
beschä�igungszeit innerhalb der Gel-
tungsdauer der Aufenthaltserlaubnis lie-
gen. Bei Asylberechtigten und internatio-
nal Schutzberechtigten ist eine Förderung 
aber unabhängig davon grundsätzlich 
möglich, weil von einer Verlängerung des 
Aufenthaltsrechts ausgegangen werden 
kann.

Alle drei Personengruppen können 
auch ohne Wartezeit die Förderinstru-
mente des SGB III mit den ausländer-
rechtlichen Sonderregelungen (Berufs-
ausbildungsbeihilfe, Leistungen zuguns-
ten förderungsbedür�iger junger Men-
schen) nutzen (§ 59 Abs. 1 S. 2 SGB III, § 8 
Abs. 2 Nr. 1 BAföG). Sie haben einen An-
spruch auf BAföG-Leistungen während 
einer schulischen Ausbildung oder eines 
Studiums (§ 8 Abs. 2 Nr. 1 BAföG).274 

273	 BA, FW zum Eingliederungszuschuss, a. a. O. 
(Fn. 205), 88.32�33.

274	 Weiser, a. a. O. (Fn. 150), S. 64f.

SGB II § 16c

(1) 1Erwerbsfähige Leistungsbe-
rechtigte, die eine selbständige, 
hauptberu�iche Tätigkeit auf-
nehmen oder ausüben, können 
Darlehen und Zuschüsse für die 
Bescha�ung von Sachgütern er-
halten, die für die Ausübung der 
selbständigen Tätigkeit notwendig 
und angemessen sind. 2Zuschüs-
se dürfen einen Betrag von 5.000 
Euro nicht übersteigen.
(2) 1Erwerbsfähige Leistungsbe-
rechtigte, die eine selbständige, 
hauptberu�iche Tätigkeit ausüben, 
können durch geeignete Dritte 
durch Beratung oder Vermittlung 
von Kenntnissen und Fertigkeiten 
gefördert werden, wenn dies für 
die weitere Ausübung der selb-
ständigen Tätigkeit erforderlich ist. 
2Die Vermittlung von beru�ichen 
Kenntnissen ist ausgeschlossen.
(3) 1Leistungen zur Eingliederung 
von erwerbsfähigen Leistungsbe-
rechtigten, die eine selbständige, 
hauptberu�iche Tätigkeit aufneh-
men oder ausüben, können nur 
gewährt werden, wenn zu erwar-
ten ist, dass die selbständige Tätig-
keit wirtschaftlich tragfähig ist und 
die Hilfebedürftigkeit durch die 
selbständige Tätigkeit innerhalb 
eines angemessenen Zeitraums 
dauerhaft überwunden oder ver-
ringert wird. 2Zur Beurteilung der 
Tragfähigkeit der selbständigen 
Tätigkeit soll die Agentur für Arbeit 
die Stellungnahme einer fachkun-
digen Stelle verlangen.
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2.3	 Sonstige Leistungen

Zu den sonstigen sozialrechtlichen Leis-
tungen und Förderangeboten haben Asyl-
berechtigte und international Schutzbe-
rechtigte uneingeschränkt Zugang (vgl. 
II 1.3, II 1.4, II 1.5).

Als Personen mit einer Aufenthaltser-
laubnis nach § 25 Abs. 1 oder 2 AufenthG 
haben Asylberechtigte und international 
Schutzberechtigte (also GFK-Flüchtlin-
ge sowie subsidiär Schutzberechtigte) 
grundsätzlich einen uneingeschränkten 
Zugang zu den Leistungen der SGB  II 
und III zur Eingliederung in den Arbeits-
markt sowie zu den sonstigen sozialrecht-
lichen Leistungen und Förderangeboten 
(vgl. II 2.1, II 2.2, II 2.3).

3.  A N D E R W E I T I G  � N AT I O N A L � 
S C H U T Z B E R E C H T I G T E

3.1	 Leistungen nach SGB II

Personen mit einer Aufenthaltserlaubnis 
nach § 25 Abs. 3 AufenthG erhalten kei-
ne Leistungen nach dem Asylbewerber-
leistungsgesetz und können daher unter 
bestimmten Voraussetzungen275 Leistun-
gen des JobCenters zur Sicherung des 
Lebensunterhalts, aber auch zur Arbeits-
marktintegration nach dem SGB II bean-
spruchen (§ 7 Abs. 1, §§ 16 �. SGB II; § 1 
Abs. 1 AsylbLG). Nach § 8 Abs. 2 SGB II 
ist für die Annahme der Erwerbsfähigkeit 
die rechtliche Möglichkeit, eine Beschäf-
tigung vorbehaltlich einer Zustimmung 
der Bundesagentur für Arbeit nach § 39 
AufenthG aufzunehmen, ausreichend; 
anderweitig Schutzberechtigte haben seit 
dem Inkra�treten der Beschä�igungsver-
ordnung (§ 31 BeschV) ohnehin einen 
uneingeschränkten Zugang zu Beschäf-
tigung (vgl. I 2.1). Da das SGB II keine 
ausländerrechtlichen Sonderregelungen 
kennt, haben anderweitig Schutzberech-
tigte damit ohne Einschränkungen � un-
ter den gleichen Voraussetzungen wie 
deutsche Staatsangehörige � Zugang 
zu allen Leistungen der JobCenter (vgl. 
II 2.1). 

275	 Nach § 7 Abs. 1 S. 1 SGB II erhalten Personen 
Leistungen nach dem SGB II, wenn sie im er-
werbsfähigen Alter und auch sonst erwerbsfähig 
und hilfebedür�ig sind und ihren gewöhnlichen 
Aufenthalt im Inland haben.
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3.2	 Leistungen nach SGB III 

Anderweitig Schutzberechtigte kön-
nen � als SGB II-Leistungsberechtigte 
nach § 16 SGB II und ansonsten wegen 
ihres uneingeschränkten Zugangs zu Be-
schä�igung � grundsätzlich die Förder-
instrumente des SGB III in Anspruch 
nehmen, bei denen keine bestimmten 
ausländerrechtliche Voraussetzungen er-
füllt sein müssen (II 1.2.2). 

Nach den Fachlichen Weisungen der 
Bundesagentur für Arbeit276 kann dem 
Arbeitgeber bei der Beschä�igung von 
Personen mit einer Aufenthaltserlaub-
nis grundsätzlich ein Eingliederungs-
zuschuss (vgl. II 1.2.2 h) gezahlt werden, 
wenn der Förderzeitraum und die Nach-
beschä�igungszeit innerhalb der Gel-
tungsdauer der Aufenthaltserlaubnis lie-
gen. Bei anderweitig Schutzberechtigten � 
wie auch bei anderen Personen mit einer 
Aufenthaltserlaubnis nach §§ 22�25b 
AufenthG � ist eine Förderung aber unab-
hängig davon grundsätzlich möglich, weil 
von einer Verlängerung des Aufenthalts-
rechts ausgegangen werden kann. 

Bei den Leistungen zur Ausbildungs-
förderung müssen folgende Voraufent-
haltszeiten erfüllt sein: 

Nach drei Monaten gestattetem, ge-
duldetem oder erlaubtem Aufenthalt ha-
ben anderweitig Schutzberechtigte seit 
Inkra�treten des Integrationsgesetzes 
Zugang zu Berufsausbildungsbeihil-
fe, Ausbildungsgeld, Ausbildungsbe-
gleitenden Hilfen sowie zu Assistierter 
Ausbildung (§ 132 Abs. 3 SGB III). Bei 
der Berufsausbildungsbeihilfe und dem 

276	 BA, FW zum Eingliederungszuschuss, a. a. O. 
(Fn. 205), 88.32�33.

Ausbildungsgeld gilt dies, wenn die Leis-
tungen vor dem 31. Dezember 2018 bean-
tragt werden; es gilt außerdem bei ausbil-
dungsbegleitenden Hilfen und Assistier-
ter Ausbildung, die bis zum 31. Dezember 
2018 beginnen (§ 132 Abs. 4 SGB III). Fin-
det während der Leistung ein Wechsel des 
Aufenthaltsstatus statt, kann eine begon-
nene Förderung zu Ende geführt werden, 
wenn kein Arbeitsverbot vorliegt (§ 132 
Abs. 5 S. 1 SGB III).

Wie bisher können anderweitig 
Schutzberechtigte nach 15 Monaten Be-
rufsvorbereitende Bildungsmaßnah-
men und eine Außerbetriebliche Ausbil-
dung aufnehmen (§ 59 Abs. 1 S. 2 SGB III, 
§ 8 Abs. 2 Nr. 2 BAföG). Nach 15� Mo-
naten besteht auch ein Anspruch auf 
BAföG‑Leistungen zur Sicherung des 
Lebensunterhalts während einer schuli-
schen Ausbildung oder eines Studiums 
(§ 8 Abs. 2 Nr. 2 BAföG).277

Damit kann ein Teil der Asylsuchenden 
bereits nach drei Monaten an Berufsvor-
bereitenden Bildungsmaßnahmen teil-
nehmen, anderweitig Schutzberechtigte 
hingegen erst nach 15 Monaten. Nach der 
Gesetzesbegründung278 sollen bei ander-
weitig Schutzberechtigten Maßnahmen 
gefördert werden, die eng mit betriebli-
cher Berufsausbildung verknüp� sind; 
bei Asylsuchenden sollen wichtige Leis-
tungen der Ausbildungsförderung nach 
drei Monaten erfolgen können. Warum 
der Gesetzgeber hinsichtlich der Warte-
zeiten diese Di�erenzierung vorgenom-
men hat, die sich auch wiederum von den 
Wartezeiten bei Duldungsinhaberinnen 

277	 Weiser, a. a. O. (Fn. 150), S. 56, 59.
278	 Bundestags-Drucksache 18/8615 vom 31.5.2016, 

S. 33 zu national Schutzberechtigten, S. 32 zu 
Asylsuchenden.
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und -inhabern (vgl. II 4.2) unterscheidet, 
bleibt o�en. Wie bislang besteht außer-
dem ein Zugang zur Berufsausbildungs-
beihilfe und zu den Leistungen zugunsten 
förderungsbedür�iger junger Menschen, 
wenn die anderweitig Schutzberechtig-
ten oder ihre Eltern sich eine bestimmte 
Zeit im Inland aufgehalten haben und 
hier rechtmäßig erwerbstätig waren (§ 59 
Abs. 3 SGB III, vgl. II 1.2.3 a). 

Erhalten anderweitig Schutzberechtig-
te wegen der zu kurzen Voraufenthaltszei-
ten keine Berufsausbildungsbeihilfe, ha-
ben sie jetzt einen ergänzenden Anspruch 
auf Arbeitslosengeld II. Die frühere Re-
gelung, die bei Aufnahme einer � dem 
Grunde nach � durch Berufsausbildungs-
beihilfe förderfähigen Ausbildung nur 
einen Anspruch auf Leistungen nach § 27 
SGB II eingeräumt hat, wurde entspre-
chend geändert (vgl. § 7 Abs. 5 SGB II). 

Anderweitig Schutzberechtigte haben 
nach 15 Monaten Voraufenthalt einen An-
spruch auf BAföG-Leistungen während 
einer schulischen Ausbildung oder eines 
Studiums (§ 8 Abs. 2 Nr. 2 BAföG).279 Eine 
Übersicht über alle Förderinstrumente ist 
in der Tabelle im Anhang zu �nden. 

3.3	 Sonstige Leistungen

Zu den sonstigen sozialrechtlichen Leis-
tungen und Förderangeboten haben 
anderweitig Schutzberechtigte uneinge-
schränkt Zugang (vgl. II 1.3, II 1.4, II 1.5).

Bei den anderen Personen mit einer 
Aufenthaltserlaubnis aus völkerrecht-
lichen, humanitären und politischen 
Gründen (§§ 22�25b AufenthG) richtet 

279	 Einzelheiten vgl. Weiser, a. a. O. (Fn. 150), S. 31�.

sich der Zugang zu Leistungen zur Si-
cherung des Lebensunterhalts nach dem 
AsylbLG oder dem SGB II (§ 7 Abs. 1 S. 2 
Nr. 3 SGB II, § 1 Abs. 1 Nr. 3 AsylbLG). 
Der Zugang zu Leistungen zur Ausbil-
dungsförderung wird durch das SGB III 
oder das BAföG geregelt (§§ 52 Abs. 2, 
78 Abs. 3, 130 Abs. 2 S. 2, 59 Abs. 1 S. 2, 
Abs. 3; 132 Abs. 3 SGB III, § 8 Abs. 2 und 3 
BAföG). Dazu gehören die Berufsausbil-
dungsbeihilfe (BAB), das Ausbildungs-
geld (ABG), die Berufsvorbereitenden 
Bildungsmaßnahmen (BVB), die Ausbil-
dungsbegleitenden Hilfen (AbH), die Au-
ßerbetriebliche Berufsausbildung (BaE) 
und die Assistierte Ausbildung (AsA). 
Die Einzelheiten sind der Tabelle auf Sei-
te 80 zu entnehmen. 

Zu den sonstigen sozialrechtlichen 
Leistungen und Förderangeboten haben 
alle Personen mit einer Aufenthaltser-
laubnis nach §§ 22�25b AufenthG unein-
geschränkt Zugang.

SGB II § 7 Abs. 5

1Auszubildende, deren Ausbil-
dung im Rahmen des Bundesaus-
bildungsförderungsgesetzes dem 
Grunde nach förderungsfähig ist, 
haben über die Leistungen nach 
§ 27 hinaus keinen Anspruch auf 
Leistungen zur Sicherung des Le-
bensunterhalts. 2Satz 1 gilt auch 
für Auszubildende, deren Bedarf 
sich nach § 61 Absatz 2 und 3, § 62 
Absatz 3, § 123 Absatz 1 Nummer 2 
und 3 sowie § 124 Absatz 1 Num-
mer 3 und Absatz 3 des Dritten Bu-
ches bemisst.
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4.  P E R S O N E N  M I T  E I N E R  
D U L D U N G

4.1	 Leistungen der JobCenter (SGB II)

Wegen des Bezugs von Leistungen nach 
dem Asylbewerberleistungsgesetz sind 
geduldete Migrantinnen und Migranten 
von den Leistungen des SGB II zur Ein-
gliederung in Arbeit ausgeschlossen (§ 1 
Abs. 1 Nr. 4 AsylbLG; § 7 Abs. 1 S. 2 Nr. 3 
SGB II). Wie bei Asylsuchenden gilt dies 
auch, wenn sie keine Grundleistungen 
nach § 3 AsylbLG mehr beziehen, son-
dern die sogenannten Analogleistungen 
nach § 2 AsylbLG: Dies ändert nichts da-
ran, dass sie weiterhin unter das Asylbe-
werberleistungsgesetz fallen (vgl. II 1.1).

4.2	 Leistungen der Agenturen für 
Arbeit (SGB III)

Personen mit einer Duldung und einem 
mindestens eingeschränkten Arbeits-
marktzugang (bei dreimonatigem Auf-
enthalt und keinem Arbeitsverbot nach 
§ 60a Abs. 6 AufenthG (vgl. I 4.1.2) haben 
ebenso wie Asylsuchende grundsätzlich 
Zugang zu den Leistungen des SGB III 
(vgl. II 1.2.1).280 Werden Förderleistun-
gen mit dem Hinweis auf das Bestehen 
eines Arbeitsverbotes nach § 60a Abs. 6 
AufenthG abgelehnt, ist jedoch im Rah-
men der Beratung zu klären, ob dessen 

280	 In den Fachlichen Weisungen der BA zum Ein-
gliederungszuschuss (a. a. O., Fn. 205, 88.32�33), 
die als Verwaltungsvorschri�en für die Sozialge-
richte nicht bindend sind, ist eine Förderung von 
Migrant/innen mit einer Duldung nicht genannt. 

Voraussetzungen tatsächlich gegenwärtig 
vorliegen. 

Die Entscheidung über die Gewährung 
eines Eingliederungszuschusses, die der 
Arbeitgeber bei der Agentur für Arbeit 
beantragen muss, ist eine Ermessensent-
scheidung. Anders als etwa bei Asylsu-
chenden enthalten die Fachlichen Wei-
sungen der BA keine Hinweise zur Bewil-
ligung eines Eingliederungszuschuss für 
Personen mit einer Duldung.  

Der Zugang zu den Leistungen der 
Ausbildungsförderung, bei denen aus-
länderrechtliche Sonderregelungen be-
stehen, stellt sich seit dem Inkra�treten 
des Integrationsgesetzes für Personen mit 
einer Duldung � unabhängig davon, aus 
welchem Grund die Duldung erteilt wur-
de � wie folgt dar:281 

Nach zwölf Monaten gestattetem, ge-
duldetem oder erlaubten Voraufenthalt 
können Personen mit einer Duldung jetzt 
durch Ausbildungsbegleitende Hilfen 
und eine Assistierte Ausbildung geför-
dert werden (§ 132 Abs. 2 Nr. 1 SGB III).

Nach sechs Jahren Voraufenthalt 
können sie an Berufsvorbereitenden 
Bildungsmaßnahmen teilnehmen und 
generell einen Anspruch auf Berufsaus-
bildungsbeihilfe sowie auf Ausbildungs-
geld haben, wenn kein Arbeitsverbot 
nach § 60a Abs. 6 AufenthG besteht (§ 132 
Abs. 2 Nr. 2 SGB III).

Auch diese Regelungen gelten für Aus-
bildungsbegleitende Hilfen und Assistier-
te Ausbildungen, die bis zum 31. Dezem-
ber 2018 beginnen, und für Berufsaus-
bildungsbeihilfe oder Ausbildungsgeld, 
wenn sie vor dem 31. Dezember 2018 

281	 Vgl. Schmidt-De Caluwe in Mutschler, a. a. O. 
(Fn. 159), § 132 SGB III, Rn. 12. 
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beantragt werden (§ 132 Abs. 4 SGB III). 
Findet während der Leistung ein Wech-
sel des Aufenthaltsstatus statt, kann eine 
begonnene Förderung zu Ende geführt 
werden, wenn kein Arbeitsverbot vorliegt 
(§ 132 Abs. 5 S. 1 SGB III).

Wie bisher besteht nach 15 Monaten 
ein Anspruch auf Berufsausbildungs-
beihilfe während einer betrieblichen Be-
rufsausbildung (§ 59 Abs. 2 SGB II). Dem 
steht die Neuregelung in § 132 Abs. 2 Nr. 2 
SGB III, der einen Zugang zu Berufsaus-
bildungsbeihilfe erst nach sechs Jahren 
einräumt, nicht entgegen. Dies ergibt sich 
daraus, dass § 59 Abs. 2 SGB III weiterhin 
geltendes Recht ist, was die Gesetzesbe-
gründung auch ausdrücklich klarstellt.282 
Daher kann sich die genannte Wartefrist 
von sechs Jahren nur auf den Anspruch 
auf Berufsausbildungsbeihilfe während 
einer Berufsvorbereitenden Bildungs-
maßnahmen283 beziehen. Auch auf Aus-
bildungsgeld während einer betrieblichen 
Berufsausbildung besteht nach 15 Mona-
ten Voraufenthalt ein Anspruch.284

Wie bislang besteht außerdem ein 
Zugang zu Berufsausbildungsbeihilfe, 
Ausbildungsgeld und den Leistungen 
zugunsten förderungsbedür�iger junger 
Menschen, wenn die Personen mit ei-
ner Duldung oder ihre Eltern sich eine 
bestimmte Zeit im Inland aufgehalten 
haben und hier rechtmäßig erwerbstätig 
waren (§ 59 Abs. 3 SGB III, vgl. II 1.2.3 a). 

282	 Bundestags-Drucksache 18/8615 vom 31.5.2016, 
S. 32.

283	 Schmidt-De Caluwe in Mutschler, a. a. O. 
(Fn. 159), § 132 SGB III, Rn. 12.

284	 Kador in Mutschler, a. a. O. (Fn. 159), § 132 
SGB III, Rn. 18; BMAS Leitfaden, a. a. O. 
(Fn. 115), S. 28. 

SGB III § 59 Abs. 2

Geduldete Ausländerinnen und 
Ausländer (§ 60a des Aufenthalts-
gesetzes), die ihren ständigen 
Wohnsitz im Inland haben, werden 
während einer betrieblich durch-
geführten Berufsausbildung ge-
fördert, wenn sie sich seit mindes-
tens 15 Monaten ununterbrochen 
rechtmäßig, gestattet oder gedul-
det im Bundesgebiet aufhalten.

Nach 15 Monaten besteht auch ein An-
spruch auf BAföG-Leistungen zur Siche-
rung des Lebensunterhalts während einer 
schulischen Ausbildung oder eines Studi-
ums (§ 8 Abs. 2a BAföG).285

Eine Übersicht über alle Förderin
strumente ist in der Tabelle im Anhang 
zu �nden. 

4.3	 Sonstige Leistungen

Zu den sonstigen sozialrechtlichen Leis-
tungen und Förderangeboten haben ge-
duldete Migrantinnen und Migranten wie 
Asylsuchende Zugang (vgl. II 1.3, II 1.4, 
II 1.5).

285	 Weiser, a. a. O. (Fn. 150), S. 74.
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Fazit

In den Jahren 2014 bis 2016 hat die �ücht-
lingspolitische Entwicklung auch beim 
Arbeitsmarktzugang von Asylsuchenden, 
Geduldeten und Flüchtlingen zu erhebli-
chen rechtlichen ˜nderungen geführt:

Neben dem Aufenthaltsstatus und der 
Voraufenthaltsdauer spielt heute � aus-
gelöst durch die Einführung des Begri�s 
der sogenannten »Bleibeperspektive« 
(§§ 131 f. SGB III: »Erwarten eines recht-
mäßigen und dauerha�en Aufenthalts«) 
als Tatbestandsvoraussetzung � erstmals 
die Staatsangehörigkeit von Asylsu-
chenden beim Zugang zu einer Beschäf-
tigungserlaubnis und zu Förderinstru-
menten eine entscheidende Rolle, teils 
aufgrund geänderter Regelungen, teils 
aufgrund der Rechtsanwendung eigent-
lich »herkun�sstaatsneutraler« Normen 
und teils aufgrund unzutre�ender Au�as-
sungen zur bestehenden Rechtslage.

Durch den weitgehenden Wegfall der 
Vorrangprüfung ist es für viele Asylsu-
chende einfacher geworden, eine Beschäf-
tigungserlaubnis zu erhalten. Da aber an 
dem Zustimmungsverfahren festgehalten 
wurde, dauern die Erteilungsverfahren in 
der Praxis häu�g lang, was nicht nur den 
Beteiligten Geduld abverlangt, sondern 
immer wieder auch Auswirkungen auf 
aufenthaltsrechtliche Problemstellungen 
hat. 

Erstmalig können Asylsuchende aus 
den sogenannten »sicheren Herkun�s-
staaten« wegen ihrer Staatsangehörigkeit 
vollständig vom Arbeitsmarkt ausge-
schlossen werden, was auch angesichts 
des höherrangigen Rechts problematisch 

ist. Eine ein- bis zu zweijährige Unter-
bringung in Erstaufnahmeeinrichtungen 
wird diesen Ausschluss voraussichtlich 
auf Asylsuchende mit »schlechter« oder 
gegebenenfalls auch »mittlerer« Bleibe-
perspektive ausdehnen. Diese Segregati-
on wird beim Zugang zu Leistungen zur 
Arbeitsmarktintegration fortgesetzt: Für 
Asylsuchende mit einer »guten Bleibe-
perspektive« wird der Zugang zu Ausbil-
dungsförderung frühzeitig geö�net � für 
die anderen nicht. Das hat zur Folge, dass 
viele Asylsuchende eine Ausbildung nicht 
�nanzieren und/oder nicht erfolgreich 
beenden können.

Neben diesen gesetzlichen Ausschlüs-
sen wird im Rahmen von Ermessens-
entscheidungen bei der Erteilung der 
Beschä�igungserlaubnis und bei der 
Bewilligung von Förderleistungen das 
angebliche Fehlen einer »guten Bleibe-
perspektive« mit der Folge berücksich-
tigt, dass Anträge vielfach pauschal � also 
ohne wirkliche individuelle Prüfung � ab-
gelehnt werden, o� auch nur mündlich. 

Wegen der komplexen Rechtslage und 
der entfachten Begri�sverwirrung (siche-
re Herkun�sstaaten, unsichere Herkun�s-
staaten, gute, mittlere und schlechte Blei-
beperspektive) entsteht für Asylsuchende 
selbst, für Unterstützende und selbst für 
Mitarbeitende in der Arbeitsverwaltung 
der Eindruck, dass Asylsuchende, die 
nicht aus Syrien, Irak, Iran, Eritrea oder 
Somalia kommen, generell keine Arbeits-
marktperspektive haben. 

Bei den international Schutzberech-
tigten wurde mit der Wohnsitzregelung 
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Abkürzungen

ABG 	 Ausbildungsgeld
AbH	 Ausbildungsbegleitenden Hilfen
AsA 	 Assistierte Ausbildung 
AsylbLG	 Asylbewerberleistungsgesetz
AsylG	 Asylverfahrensgesetz
AufenthG	 Aufenthaltsgesetz (Gesetz über den Aufenthalt, die Erwerbstätigkeit und 

die Integration von Ausländern im Bundesgebiet)
AVwV	 Allgemeine Verwaltungsvorschri�
AWoV	 Ausländer-Wohnsitzregelungsverordnung
BA	 Bundesagentur für Arbeit
BAB 	 Berufsausbildungsbeihilfe 
BaE 	 Außerbetriebliche Berufsausbildung 
BAföG	 Bundesausbildungsförderungsgesetz (Bundesgesetz über individuelle 

Förderung der Ausbildung)
BAMF	 Bundesamt für Migration und Flüchtlinge
BeschV	 Beschä�igungsverordnung (Verordnung über die Beschä�igung von 

Ausländerinnen und Ausländern)
BeschVerfV	Beschä�igungsverfahrensverordnung (Verordnung über das Verfahren 

und die Zulassung von im Inland lebenden Ausländern zur Ausübung 
einer Beschä�igung)

BMAS	 Bundesministerium für Arbeit und Soziales
BMBF	 Bundesministerium für Bildung und Forschung
BMI	 Bundesministerium des Inneren
BMWi	 Bundesministerium für Wirtscha� und Energie
BOF	 Berufsorientierung für Flüchtlinge
BSG	 Bundessozialgericht
BSHG	 Bundessozialhilfegesetz (bis 2004, Vorläufer des SGB XII)
BQFG	 Berufsquali�kationsfeststellungsgesetz (Gesetz über die Feststellung der 

Gleichwertigkeit von Berufsquali�kationen)
BVB 	 Berufsvorbereitenden Bildungsmaßnahmen
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DA	 Durchführungsanweisungen
EMRK 	 Europäische Menschenrechtskonvention
EQFAO	 Einstiegsquali�kations-Anordnung
ESF	 Europäischer Sozialfonds
EuGH	 Europäischer Gerichtshof
FW	 Fachliche Weisungen
GA 	 Geschä�sanweisungen
GFK	 Genfer Flüchtlingskonvention (Abkommen über die Rechtsstellung der 

Flüchtlinge)
IQ	 ESF-Quali�kationsprogramm »Integration durch Quali�zierung«
IvAF	 ESF-Integrationsrichtlinie Bund, Handlungsschwerpunkt Integration von 

Asylbewerbern und Flüchtlingen
KMK	 Kultusministerkonferenz
LSG	 Landessozialgericht
MiLoG	 Mindestlohngesetz
OVG	 Oberverwaltungsgericht
PerF	 Perspektiven für Flüchtlinge
PerjuF	 Perspektiven für junge Flüchtlinge
PerjuF-H	 Perspektiven für junge Flüchtlinge im Handwerk
SG	 Sozialgericht
SGB	 Sozialgesetzbuch
VG	 Verwaltungsgericht
VGH	 Verwaltungsgerichtshof
VwGO	 Verwaltungsgerichtsordnung
VwVfG	 Verwaltungsverfahrensgesetz
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Tabelle: Überblick zur Ausbildungsförderung

Die Tabelle stellt diejenigen Leistungen der Bundesagentur für Arbeit zur Ausbildungs-
förderung dar, bei denen aufenthaltsrechtliche Einschränkungen bestehen. Ein Zugang 
besteht immer auch bei vorausgegangener eigener oder elterlicher Erwerbstätigkeit.

Berufsaus-
bildungsbei-
hilfe

Berufsvor-
bereitende 
Bildungs-
maßnahmen 

Ausbil-
dungsbe-
gleitende 
Hilfen 

Außerbe-
triebliche 
Berufsausbil-
dung

Assistierte 
Ausbildung

Ausbil-
dungsgeld

Asylsuchende, 
bei denen ein 
rechtmäßiger 
und dauerhaf-
ter Aufenthalt 
zu erwarten ist

Ja, nach 15 
Monaten 

Ja, nach 3 
Monaten 

Ja, nach 3 
Monaten 

Nein Ja, nach 3 
Monaten 

Ja, nach 15 
Monaten 

Asylsuchende, 
bei denen 
kein recht-
mäßiger und 
dauerhafter 
Aufenthalt zu 
erwarten ist

Nein Nein Nein Nein Nein Nein

Anderweitig 
Schutzberech-
tigte

Ja, nach 3 
Monaten 

Ja, nach 15 
Monaten

Ja, nach 3 
Monaten

Ja, nach 15 
Monaten

Ja, nach 3 
Monaten 

Ja, nach 3 
Monaten

Asylberech-
tigte und 
international 
Schutzberech-
tigte

Ja Ja Ja Ja Ja Ja

Personen mit 
einer Duldung

Ja, nach 15 
Monaten bei 
betrieblicher 
Berufsausbil-
dung ;
nach 6 
Jahren bei 
Berufsvor-
bereitenden 
Bildungs-
maßnahmen 

Ja, nach 6 
Jahren 

Ja, nach 12 
Monaten 

Nein Ja, nach 12 
Monaten 

Ja, nach 6 
Jahren 










